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A, Bekanntmachungen des Landkreises

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden ist, die den Mangel ergibt.I.) 1. Andcrungssatzung der Satzung des 

Landkreises Oder-Spree über die 
Nutzung von Wolinhcimplätzen am 
Oberstufenzcntmm Palmnickcn

Beeskow, 03.07.2002

M. Zalenga 
Landrat

(Deschluss-Nr. 38/26/2002)

Der Kreistag beschließt die 1. Änderungssatzung der 
Satzung des Landkreises Oder-Spree über die Nutzung 
von Wohnheimplätzen am Oberstufenzentrum 
Pahnnicken. II.) Verordnung zur Änderung der

Verordnung über den Geschützten
Landschaftsbestaridteil 
Mühlcnfließ“

1. Änderungssatzung der Satzung des Landkreises 
Oder-Spree über die Nutzung von Wohnheimplät­

zen am Oberstufenzentrum Palmnicken
„Pohlitzer

(Beschluss-Nr. 48/26/2002)

Auf Grund der §§ 19 (1) und (2) und 24 (3) des 
Gesetzes über den Naturschutz und die 
Landschaftspflege im Land Brandenburg vom 25. Juni 
1992 (GVB1. I. S. 208), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 18.12.1997 (GVB1. S. 124) beschließt der 
Kreistag des Landkreises Oder-Spree in seiner Sitzung 
am 02.07.2002 Folgendes:

Der § 6 wird wie folgt neu gefasst:

Gebührenhöhe

Die Gebühren betragen pro Bett täglich 12,00(1)
Euro.

Für die Nutzung eines Einzelzimmers auf 
eigenen Wunsch betragen die Gebühren täglich 
23,00 Euro.

(2)

Verordnung zur Änderung der Verordnung über
den Geschützten Landschaftsbestandteil „Pohlitzer 

Mühlcnfließ“

§ 1 Die Verordnung über den Geschützten 
Landschaftsbestandteil ,.Pohlitzer Mühlenfließ“ 
(Beschluss der Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Eisenhüttenstadt Nr. 143 vom 
23.06.1993) wird wie folgt geändert:
Die Flächen, die in den Anlagen zu dieser 
Verordnung (topographische Karte im Maßstab 
1:2000, Flurkarte im Maßstab 1:2000) schraffiert 
dargestellt sind, werden aus dem Geltungsbe­
reich des Geschützten Landschaftsbestandteils 
ausgegliedert. Maßgebend für den neuen Grenz­
verlauf ist der innere Rand der in der Flurkarte 
eingetragenen Fläche. Die Karten sind Bestand­
teil dieser Verordnung.

§ 2 Die Verletzung der Verfahrens- und 
Formvorschriften des Brandenburgischen 
Naturschutzgesetzes kann gegen diese Verord­
nung nur innerhalb von zwei Jahren geltend 
gemacht werden.

§ 3 Diese Verordnung tritt am Tage nach der 
Verkündung in Kraft.

Beeskow, den 03.07.2002

Zalenga
Landral

Fitzke
Vorsitzende des 
Kreistages

Bekanntmachungsnnordnung

Die vorstehende!. Änderung der Satzung über die 
Nutzung von Wolmhcimplätzen am Oberstufenzentrum 
Palnmicken wird im Amtsblatt für den Landkreis 
Oder-Spree öffentlich bekanntgemacht.
Außerdem wird darauf hingewiesen, dass die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Landkreisordnung gegen die vorstehende Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung nicht mehr gellend gemacht werden 
kann.

Dies gilt nicht, wenn

- eine vorgeschriebenc Genehmigung fehlt,
- die Satzung nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekanntgemacht worden ist,
- der Landrat den Beschluss des Kreistages 

vorher beanstandet hat

Beeskow, 03.07.2002

M. Zalenga 
Landratoder

der Form- oder Vcrfahrensmangcl gegenüber 
dem Landkreis vorher gerügt und dabei
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Bekanntmachungsanordnung 3. Beschlussfassung über den Jahresabschluss 
und den Lagebericht. Jahresüberschuss und 
die Entlastung der Leitung des 
Kreiskrankenhauses Beeskow für das 
Wirtschaftsjahr 2000_____________________

Die vorstehende Verordnung zur Änderung der 
Verordnung über den Geschützten Landschaftsbe­
standteil „Pohlitzer Mühlenfließ“ wird im Amtsblatt 
für den Landkreis Oder-Spree öffentlich bekanntge­
macht.
Außerdem wird darauf hingewiesen, dass die 
Verletzung von Verfahrens- und Ponnvorschriften der 
Landkreisordnung gegen die vorstehende Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann.

(Beschluss-Nr. 44/26/2002)

Der Kreistag beschließt:

den Jahresabschluss des Kreiskrankenhauses 
Beeskow für das Wirtschaftsjahr 2000 mit 
Lagebericht.

der ausgewiesene Jahresüberschuss in Höhe 
von 53.735,67 DM ist mit dem Verlustvortrag 
der Vorjahre zu verrechnen.

die Leitung des Kreiskrankenhauses Beeskow 
wird für das Wirtschaftsjahr 2000 entlastet.

1.

Dies gilt nicht, wenn

- eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,
- die Satzung nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekanntgemacht worden ist,
- der Landrat den Beschluss des Kreistages 

vorher beanstandet hat

2.

3.

oder
der Form- oder Verfahrensmangel gegenüber 
dem Landkreis vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden ist, die den Mangel ergibt.

Baubeschluss zum Um- und Ausbau der 
ehemaligen Grundschule 4 zur Nutzung 
durch das OSZ Eisenhüttenstadt. An der 
Schleuse 2

4.

Beeskow. 03.07.2002
(Beschluss-Nr. 39/26/2002)

Der Kreistag beauftragt die Verwaltung mit der 
weiteren Vorbereitung und Realisierung des Um- 
und Ausbaus der ehemaligen Grundschule 4 zur 
Nutzung
einschließlich Integrierung eines Bäckerkabinettcs 
am Standort Eisenhüttenstadt

M. Zalenga 
Landrat

dasdurch Oberstufenzentrum
III.) Beschlüsse des Kreistages vom 02.07.2002

Fortschreibung des integrierten Abfallwirt- 
schaftskonzeptcs für den Zeitraum 2001 bis 
2010

5. Vertreter der Dienststellenlcitung in der 
Einigungsstelle nach § 71 Personalver­
tretungsgesetz ____________________ __

(Beschluss-Nr. 33/26/2002)

Der Kreistag des Landkreises Oder-Spree 
beschließt die vorliegende Fortschreibung des 
integrierten Abfallwirtschaftskonzeptes für den 
Landkreis Oder-Spree für den Zeitraum 2001 bis 
2010 mit Ausnahme der Anlage B.

(Beschluss-Nr. 49/26/2002)

Als Vertreter der Dienststellenleitung der 
Verwaltung des Landkreises Oder-Spree werden in 
die Einigungsstelle nach §71 Personalvcrtretungs- 
gesetz entsandt:

Ordentliches Mitglied Stellvertreter

Dr. Eckhard Fehsc 
(2. Beigeordneter) 
Frank Steffen 
(Büroleiter)
Uta Fichtner 
(juristische SB)

Manfred Habsch 
(Leiter Hauptamt) 
Martina Kretzschmar 
(Personalbüro) 
Michael Buhrke 
(Leiter Rechtsamt)

2. Abschluss des Vertrages über den Betrieb 
des Kunstarchivs Beeskow gemäß § 2 des 
“Verwaltungsabkommens über den Betrieb 
des Archivs der Kunstsammlungen von 
Parteien. Massenorganisationen und 
Staatsorgane der DDR durch das Land 

___  Brandenburg” vom 27.07,2001
Veränderungen in den Ausschüssen6.

(Beschluss-Nr. 34/26/2002)
(Beschluss-Nr. ohne/26/2002)

Der Kreistag des Landkreises Oder-Spree hat 
folgende Mitglieder in den Ausschüssen berufen:

Im Kreistag
Für Herrn Bernd Harrig CDU-Fraktion 
neu: Herrn Gicsbcrt Zastrow CDU-Fraktion

Der Kreistag stimmt dem Vertrag über den Betrieb 
des Kunstarchivs Beeskow zwischen dem 
Ministerium für Wissenschaft, Forschung und 
Kultur des Landes Brandenburg und dem 
Landkreis Oder-Spree zu.
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Für Herrn Max Krüger CDU-Frak(ion 
neu: Frau Maria Krüger CDU-Fraktion

Im Jiurendhilfcausschuss
Für Herrn Frank-Michael Pätzold 
neu: Frau Mathilde KillischIm Rechnungsprüfungsausschuss

Für Herrn Rudolf Danschke 
neu: Herr Giesbert Zastrow

Für das Kuratorium Naturpark Schiaubctal wurde 
Frau Hanna Gläsmcr Dezematin III vorgeschlagcn

Für das Kuratorium Naturpark Dahme-Heideseen 
wurde Frau Annerose Trippcns Amtsleiterin des 
Uimveltamtes vorgeschlagen

Im Kreisausschuss
Für Herrn Max Krüger 
neu: Herr Hubert Fickelscher

Im Werksausschuss KWU
Für Herrn Bernd Harrig 
neu: Herr Rudolf Danschke

IV: Anhörungsvcrfahrcn zum geplanten Wasserschutzgebiet Pohlitz

Bekanntmachung der unteren Wasserbehörde des Landkreises Oder-Spree vom 15.07.2002

Es ist beabsichtigt, zum Schutz des Grundwassers im Einzugsgebiet des Wasserwerkes Pohlitz des Trink- und 
Abwasserzweckverbandes „Oderaue“ mit Sitz in 15890 Eisenhüttenstadt, Am Kanal 5 ein Wasserschutzgebiet 
festzusetzen.
Das geplante Wasserschutzgebiet liegt in den Gemeinden 15890 Rießen, einschließlich des Ortsteils Rautenkranz, 
und 15890 Pohlitz.

Von der Untcrschutzstellung sind folgende Gemarkungen ganz oder teilweise betroffen:

Eisenhültenstadt
Fünfeichen
Groß Lindow
Müllrose
Pohlitz
Rießen
Schemsdorf

Flur 8
Flur 1 und 3 
Flur 4 
Flur 15 
Flur 1,2, 3
Flur 1, 2, 3, 4, 5 und 6 
Flur 6

Durch die Schutzbestimmungen der Verordnung sollen bestimmte Handlungen für verboten oder nur beschränkt 
zulässig erklärt und die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken zur Duldung bestimmter 
Maßnahmen und zur Vornahme bestimmter Handlungen verpflichtet werden.

Die hier abgebildete Karte dient lediglich der Übersicht.

Der Entwurf der Verordnung und die dazu gehörenden genauen Karten werden,

19.08.2002vom

bis einschließlich 19.09.2002

im Umweltamt des Landkreises Oder-Spree, bei den folgenden Ämtern und Stadtverwaltungen während der 
Dienststunden zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegt:

Umweltamt des Landkreises Oder-Spree 
Haus 8 der Kreisverwaltung 
Rathenaustraße 13 
15848 Becskow

Stadtverwaltung Eisenhüttenstadt 
Zentraler Platz 1 
15890 Eisenhüttenstadt

Amt Schlaubetal 
Bahnhofstraße 40 
15299 Mülirose

Amt Brieskow-Finkcnhccrd 
August-Bebcl-Straße 18a 
15295 Bricskow-Finkenheerd

Am Donnerstag, den 24.10.2002, um 15.00 Uhr findet in der ehemaligen Schule Rießen, Rautcnkranzer Weg 6 in 15890 Rießen 
eine öffentliche mündliche Verhandlung über das Anhörungsergebnis statt.



Seite - 5 Amtsblatt fiir de» Landkreis Oder-Spree vom 29. Juli 2002 9. Jahrgang Nr. 7

19.08.2002vom

bis einschließlich 24.10.2002

und in der mündlichen Verhandlung kann jedermann Einwendungen und Anregungen schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
unteren Wasserbehörde des Landkreises Oder-Spree, Rathenaustraße 13, Haus 8 der Kreisverwaltung, 15848 Beeskow 
Vorbringen Die vorgebrachten Bedenken und Anregungen, die sich auf Grundstücke beziehen, sollen Gemarkungen, Flur und 
Flurstück der betroffenen Fläche enthalten.

Übersichtskarte:

Zalenga
Landrat
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B. Bekanntmachungen des Landrates als untere Kommunalaufsichtsbehörde

3. Änderungssatzung zur Verbandssatzung des 
Zweckverbandes Wasserversorgung und Abwas­
serentsorgung Fürstenwalde und Umland______

I.)

Artikel 1

§ 4 Absatz (1) wird wie folgt neu gefasst:

1. Satz 1 wird wie folgt geändert und folgender Satz 2 
eingefiigt:

Aufgabe des Zweckverbandes ist die öffentliche 
Wasserversorgung und die öffentliche Abwasser­
entsorgung (Schmutzwasser und Niederschlagswas­
ser) im Zweckverbandsgebiet, soweit die Mitglie­
der ihm eine oder beide Aufgaben übertragen ha­
ben. Der Aufgabenumfang für jedes Verbandsmit­
glied ergibt sich aus der Anlage, die Bestandteil 
dieser Satzung ist.

Der Landrat des Landkreises Oder-Spree gibt gemäß § 27 
Abs. I Ziff. 2 i. V. m. § 20 Abs. 4, 6 und 11 des Gesetzes 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg 
(GKG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28.05.1999 
(GVB1.1 S. 194) die von der Verbandsversammlung des 
Zweckverbandes „Wasserversorgung und Abwasserentsor­
gung Fürstenwalde und Umland“ in ihrer Sitzung am 
16.07.2002 beschlossene 3. Änderungssatzung zur 
Verbandssatzung bekannt.

Beeskow, 22.07.2002

(I)

2. Die nachfolgenden Sätze verschieben sich 
entsprechend nach hinten.Zalenga

Landrat
Artikel 2

§ 7 Abs. (2) erhält folgenden Wortlaut:

Jeder Vertreter des Verbandsmitgliedes in der Verbandsver­
sammlung hat je angefangene 1.000 Einwohner eine Stimme.

Für die Einwohnerzahl ist die vom Landesbetrieb für 
Datenverarbeitung und Statistik veröffentlichte fortgeschrie­
bene Eimvolinerzahl zum 31. Dezember eines jeden Jahres 
(Stichtag) entscheidend.

Sofern Verbandsmitglieder eine oder beide Aufgaben nur für 
einzelne Ortsteile auf den Verband übertragen haben, sind 
nur die Einwohner der jeweiligen Ortsteile maßgeblich. Für 
diese Ortsteile sind die vom jeweiligen Einwohnermeldeamt 
zum 31. Dezember des Vorjahres gemeldeten Einwohner 
maßgeblich.

Zweckverband IVassetversorgung und Ahwasscrentsorgung 
Ffirstenwakde und Umland

3. Änderungssatzung zur Verbandssatzung des 
Zweckverbandes Wasserversorgung und Abwasserent­

sorgung Fürstenwalde und Umland

Auf der Grundlage der §§ l, 4 ff. des Gesetzes über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg 
(GKG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28.Mai 1999 (GVB1.1 S. 194) in Verbindung mit der 
Gemeindeordnung fiir das Land Brandenburg (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10.10.2001 (GVB1.1 
S. 154) hat die Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Fürstenwalde 
und Umland in ihrer Sitzung am 16.07.2002 folgende dritte 
Änderungssatzung zur Verbandssatzung beschlossen:

Artikel 3

Die Anlage zur Verbandssatzung wird wie folgt geändert:

Verbandsmitgliederverzeichnis des Zweckverbandes 
(AW = Abwasser, TW = Trinkw'asser)
1. Gemeinde Berkenbrück
2. Gemeinde Briesen (Mark)
3. Gemeinde Buchholz
4. Gemeinde Demnitz
5. Gemeinde Falkenberg
6. Stadt Fürstemvalde
7. Gemeinde Hangeisberg
8. Gemeinde Hartmannsdorf
9. Gemeinde Langewahl
10. Gemeinde Madlitz-Wilmersdorf TW/AW
11. Gemeinde Markgrafpieske,

OT Lebbin 
ohne OT Lebbin

TW/AW
TW/AW
TW/AW
TW/AW
TW/AW
TW/AW
TW/AW
TW/AW
TW/AW

Die Verbandssatzung des Zweckverbandes Wasserversor­
gung und Abwasserentsorgung Fürstenwalde und 
Umland in der Fassung des Feststellungsbescheides vom 
12. September 2000 gemäß § 14 Abs. 1 und 4 des Gesetzes 
zur rechtlichen Stabilisierung der Zweckverbände für 
Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung des 
Landrates des Landkreises Oder-Spree vom 17.02.1997 
(veröffentlicht im Amtsblatt für den Landkreis Oder­
Spree Nr. 67 vom 12. September 2000 S. 1), zuletzt 
geändert durch zweite Änderungssatzung vom 31.01.2002 
(veröffentlicht im Amtsblatt für den Landkreis Oder­
Spree vom 22.02.2002, S. 39) wird wie folgt geändert:

TW
TW/AW
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13. Gemeinde Mönchwinkel 
14 Gemeinde Neuendorf im Sande
15. Gemeinde Petersdorf bei 

Saarow- Pieskow
16. Gemeinde Rauen
17. Gemeinde Spreeau, 

ohne OT Freienbrink
18. Gemeinde Spreenhagen
19. Gemeinde Steinhöfel

TW/AW
TW/AW

Fürstenwalde, 16.07.2002 
Ort, Datum

Fürstenwalde, 16.07.2002 
Ort, Datum

TW/AW
TW/AW

Reim
Verbandsvorsteher

Schröder
Vorsitzender
der VerbandsversammlungTW/AW

TW/AW
TW/AW

Bekanntmachungsanordnung

Die öffentliche Bekanntmachung der am 16.07.2002 
beschlossenen dritten Änderungssatzung zur Verbandssat­
zung des Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserent­
sorgung Fürstenwalde und Umland wird hiermit angeordnet.

Für den Fall, dass diese Satzung unter Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften, die in der Gemeindeord­
nung für das Land Brandenburg enthalten oder aufgrund 
dieses Gesetzes erlassen worden sind, zustande gekommen 
ist, so ist diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht 
schriftlich innerhalb eines Jahres seit der öffentlichen 
Bekanntmachung der Satzung gegenüber dem Zweckverband 
unter der Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der 
Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend gemacht worden ist.

Artikel 4
Die Anlage zur Verbandssatzung wird wie folgt geändert:

Verbandsmitgliederverzeichnis des Zweckverbandes 
(AW = Abwasser, TW = Trinkwasser)
1. Gemeinde Berkenbrück
2. Gemeinde Briesen (Mark)
3. Gemeinde Buchholz
4. Gemeinde Demnitz
5. Gemeinde Falkenberg 
6.Stadt Fürstenwalde

7. Gemeinde Hangeisberg

8. Gemeinde Langewahl

TW/AW
TW/AW
TW/AW
TW/AW
TW/AW
TW/AW

TW/AW

Fürstenwalde, 16.07.2002 
Ort, Datum

TW/AW

9. Gemeinde Madlitz - Wilmersdorf TW/AW
10. Gemeinde Markgrafpieske,

OT Lebbin
11. Gemeinde Markgrafpieske, 

ohne OT Lebbin
12. Gemeinde Mönchwinkel
13. Gemeinde Neuendorf im Sande TW/AW
14. Gemeinde Petersdorf bei 

Saarow- Pieskow
15. Gemeinde Rauen
16. Gemeinde Spreeau, 

ohne OT Freienbrink
17. Gemeinde Spreenhagen
18. Gemeinde Steinhöfel

Reim
VerbandsvorsteherTW

TW/AW
TW/AW

TW/AW
TW/AW

TW/AW
TW/AW
TW/AW

Artikel 5
(1) Artikel 1 tritt zum 14.05.1999 in Kraft.

(2) Artikel 2 tritt am Tag nach der Veröffentlichung in 
Kraft.

(3) Artikel 3 tritt zum 01.01.2002 in Kraft.

(4) Artikel 4 tritt zum 01.07.2002 in Kraft.
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C. Bekanntmachungen anderer Stellen

i.) Bekanntmachungen des Zweckverbandes 
Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
Fürstenwalde und Umland

§ 15 Anschlusskanal

§ 16 Grundstücksentwässerungsanlage

§ 17 Sondervereinbarungen

§ 18 Auskunfts- und Nachrichtspflicht, Über­
wachung und Betretungsrecht

§ 19 Sicherung gegen Rückstau

§ 20 Besondere Bestimmungen für 
Druckentwässerungsnetze

§ 21 Maßnahmen an den Abwasserentsorgungsanlagen 

§ 22 Anzeigepflichten 

§ 23 Altanlagcn 

§ 24 Haftung 

§ 25 Zwangsmittel 

§ 26 Ordnungswidrigkeiten 

§ 27 Beiträge und Gebühren 
§28 Übergangsregelung 

§ 29 Inkrafttreten

Abwasserbeseitigungssatzung des Zweckverban­
des Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
Fiirstenwalde und Umland

1.

Zwecfo'erbami Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
Fiirsiemvalde und Umland

Abwasserbescitigungssatzung 
des Zweckverbandes Wasserversorgung und Abwasser­

entsorgung Fürstenwalde und Umland

Aufgrund der §§ 3, 5, 7, 15 und 35 Abs. 2 Nr. 10 und 15 der 
Gemeindeordnung des Landes Brandenburg in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVB1.1 
S. 154), des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. November 1996 (BGBl. I 
S. 1965), zuletzt geändert durch 7. Gesetz zur Änderung des 
Wasserhaushaltsgesctzes vom 18. Juni 2002 (BGBl. I 
S. 1914), des Brandcnburgischen Wassergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13.Juli 1994 (GVB1.1 
S. 302, her. durch GVB1.1 vom 11. Juni 1997 S. 62), 
geändert durch Gesetze vom 17. Dezember 1996 (GVB1.1 
S. 364), vom 22. Dezember 1997 (GVB1. I S. 168) und vom 
28. Juni 2000 (GVB1.1 S. 90, ber. S. 129) in der jeweils 
geltenden Fassung, sowie dem Gesetz über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GKG) in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 28. Mai 1999 (GVB1.1 S. 194) hat die 
Verbandsversammlung des Zweckverbandes Was­
serversorgung und Abwasserentsorgung Fttrstenwalde und 
Umland auf ihrer Sitzung am 16.07.2002 die folgende 
Satzung beschlossen:

Inhaltsverzeichnis

Anlage: Maximalwerte für Abwassereinleitungen

§1
Allgemeines

Der Zweckverband betreibt nach Maßgabe dieser 
Satzung zur Beseitigung des in seinem Entsorgungsge­
biet anfallenden Abwassers eine einheitliche öffentliche 
Anlage (Abwasserentsorgungsanlage), bestehend aus 
den Teilen

1.

a) zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung als
öffentliche Einrichtung nach hoheitlichen
Grundsätzen,

b) zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung als
öffentliche Einrichtung nach hoheitlichen
Grundsätzen;

weiterhin zählen dazu:

c) Niederschlagsw'asseranlagen im öffentlichen
Bereich, soweit diese Anlagen Teil der Mischkana­
lisation sind,

d) Niederschlagsw'asseranlagen im öffentlichen
Bereich, soweit diese Anlagen Teil der verbandsei­
genen Trennkanalisation sind.

Die Abwasserbcscitigung erfolgt mittels zentraler 
Kanalisations- und Abwasserbehandlungsanlagen im 
Mischverfahren und im Trennverfahren (zentrale 
Abwasserentsorgungsanlagc) sowie mittels Einrichtun­
gen und Vorkehrungen zur Abfuhr und Behandlung von 
Schmutzwasser aus abflusslosen Sammelgruben und

§ 1 Allgemeines

§ 2 Begriffsbestimmungen

§ 3 Öffentliche Abwasserentsorgungsanlagen

§4 Indirekteinleiter

§ 5 Anschluss- und Benutzungsrecht

§ 6 Begrenzung des Anschlussrechtcs

§ 7 Begrenzung des Benutzungsrechts

§ 8 Anschlusszwang

§ 9 Benutzungszwang

§ 10 Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 

§11 Nutzung des Niederschlagswassers 

§ 12 Entwässerungsgenehmigung 

§ 13 Erweiterter Entwässcrungsantrag 

§ 14 Einlcitbedingungen

2.
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nicht separiertem Schlamm aus Kleinkläranlagen 
(dezentrale Abwasserentsorgungsanlage).

5. Als Anschlusskanal wird die Verbindung zwischen dem 
im öffentlichen Bereich liegenden Sammler und dem 
Reinigungsschacht definiert.

6. Zu der zentralen Abwasserentsorgungsanlage gehören 
das gesamte öffentliche Entwässerungsnetz einschließ­
lich aller technischen Einrichtungen wie:

a) Leitungsnetz für Schmutzwasser und Nieder­
schlagswasser, soweit es sich um Mischwasserka­
nalisation handelt, das Leitungsnetz für Schmutz­
oder Niederschlagswasser, soweit es sich um ein 
Trennsystem handelt;

b) Anschlussleitungen, Reinigungs- und Revisions­
schächte sowie Pumpstationen;

c) alle Einrichtungen zur Behandlung des Abwassers 
wie z. B. die Klärwerke und ähnliche Anlagen, die 
im Eigentum des Zweckverbandes stehen und fer­
ner die von Dritten hergestellten und unterhaltenen 
Anlagen, denen sich der Zweckverband bedient;

d) offene und verrohrte Gräben und Wasserläufe, 
wenn ihnen wasserrechtlich die Gewässereigen­
schaft entzogen ist und sie zur Aufnahme der Ab­
wässer dienen;

e) in den Gebieten, in denen die Abwasserbeseitigung 
durch ein Druckentwässerungsnetz erfolgt und sich 
Teile eines solchen Netzes auf den Pri­
vatgrundstücken befinden, gehören auch die 
Druckleitungen bis einschließlich der Druckstatio­
nen sowie die notwendige Elektroinstallation für 
das Pumpwerk zur Abwasserentsorgungsanlage.

7. Zur dezentralen Abwasserentsorgungsanlage gehören 
alle Vorkehrungen und Einrichtungen zur Abfuhr und 
Behandlung von Schmutzwasser aus abflusslosen 
Sammelgruben und nicht separierten Schlamm aus 
Kleinkläranlagen außerhalb des zu entwässernden 
Grundstücks, soweit sie Eigentum des Zweckverbandes 
sind,

8. Druckentwässerungsnetze sind zusammenhängende 
Leitungsnetze, in denen der Transport von Abwasser 
einer Mehrzahl von Grundstücken durch von Pumpen 
erzeugten Druck erfolgt; die Pumpen und Pumpcn- 
schächte sind regelmäßig technisch notwendige Be­
standteile der Abwasscrentsorgungsanlage.

3. Der Zweckverband kann die Abwasserbeseitigung ganz 
oder teilweise durch Dritte vornehmen lassen.

Art, Lage und Umfang der Abwasserentsorgungsanlagen 
sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, Anschaffung, 
Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung bestimmt 
der Zweckverband im Rahmen der geltenden Gesetze 
und sonstigen rechtlichen Bestimmungen unter Berück­
sichtigung seiner wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
sowie der ihm obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht.

5. Das Niederschlagswasser, das auf Grundstücken anfälll, 
ist vom Grundstückseigentümer in geeigneter Weise und 
nach Maßgabe dieser Satzung schadlos auf dem Grund­
stück unterzubringen. Ein Rechtsanspruch gegenüber 
dem Zweckverband zur Beseitigung des Niedersclüags- 
wassers besteht nicht.

4.

§2
Begriffsbestimmungen

Die Abwasserbeseitigimg im Sinne dieser Satzung 
umfasst das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, 
Versickern, Verregnen und Verrieseln von Abwasser 
sowie die Beseitigung des in Hauskläranlagen anfallen­
den nicht separierten Schlamms und das in abflusslosen 
Gruben gesammelte Abwasser.Abvvasser ist Wasser, das 
durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen 
oder sonstigen Gebrauch verunreinigt oder sonst in 
seinen Eigenschaften verändert ist. Nicht als Abwasser 
im Sinne dieser Satzung gelten das durch landwirt­
schaftlichen Gebrauch verunreinigte Abwasser, das dazu 
bestimmt ist, auf landwirtschaftlichen, forstwirtschaftli­
chen oder gärtnerisch genutzten Böden aufgebracht zu 
werden, sowie Jauche und Gülle. Nicht als Abwasser 
gelten auch die Stoffe und Abwässer nach § 14

2. Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich 
das Grundstück im bürgerlich rechtlichen Sinne. 
Mehrere selbständig nicht baulich oder gewerblich 
nutzbare Grundstücke gelten als ein Grundstück, wenn 
die Eigentümer identisch sind, die Grundstücke anein­
ander grenzen und sie nur in ihrer Gesamtheit baulich 
oder gewerblich nutzbar sind. Befinden sich auf einem 
Grundstück mehrere Gebäude, so können für jedes 
dieser Gebäude die für Grundstücke maßgeblichen 
Vorschriften dieser Satzung angewendet werden. Die 
Entscheidung hierüber ist in das Ermessen des Zweck­
verbandes gestellt.

3. Die in dieser Satzung für die Grundstückseigentümer 
erlassenen Vorschriften gelten entsprechend auch für 
Erbbauberechtigte und solche natürlichen und juristi­
schen Personen, einschließlich der juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts, die die tatsächliche Gewalt über 
eine bauliche Anlage oder ein Grundstück ausüben oder 
ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Be­
rechtigte oder zur Nutzung eines Grundstücks nach der 
in § 9 SachenRBerG genannten Art dazu berechtigt sind. 
Von mehreren dinglich Berechtigten i.S.d. Satz 1 ist 
jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamt­
schuldner.

1.

§3
Öffentliche Abwasserentsorgungsanlagen

Die öffentliche zentrale Abwasserentsorgungsanlage endet an 
der Einleitstelle. Einleitstellen sind:

bei Verlegung des Abwasserkanals in der öffentlichen 
Straße der der Straße zugewandte Anschluss an den 
Revisionsschacht auf dem Grundstück des Einleiters;

die dem Abwasserkanal nächstgelegene Grundstücks­
grenze, wenn kein Revisionsschacht vorhanden ist;

bei mehreren hintereinander liegenden Grundstücken 
der Schnittpunkt des Anschlusskanals mit der ersten 
Grundstücksgrenze, unabhängig davon, ob ein oder 
mehrere dazwischen liegende Grundstücke an die 
Abwasserentsorgungsanlage angeschlossen sind;

bei Verlegung des Abwasserkanals außerhalb der 
öffentlichen Straße die Einbindungsstclle der Grund-

a)

b)

c)

4. Grundstücksentwässerungsanlagen sind
Einrichtungen zur Abwasserbeseitigung, soweit sie nicht 
Bestandteile der Abwasserentsorgungsanlage sind.

alle
ft)
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Stücksleitung in den Anschlusskanal oder in den Ab­
wasserkanal, bei mehreren hintereinander liegenden 
Grundstücken die Einbindestelle der gemeinsamen 
Grundstücksleitung in den Anschlusskanal oder in den 
Abwasserkanal;

e) bei Niederschlagsentwässerungsleitungen 
Mischsystemen das Anschlussstück der Niederschlags­
entwässerung an die Grundstücksleitung Schmutz­
wasser;

f) in allen anderen Fällen die Grenze des zu entwässernden 
Grundstücks.

Wenn der Anschluss eines Grundstücks an die 
Abwasserentsorgungsanlage aus technischen, betriebli­
chen, topographischen oder ähnlichen Gründen er­
hebliche Schwierigkeiten bereitet, besondere Maßnah­
men erfordert oder besondere Aufwendungen oder 
Kosten verursacht, kann der Zweckverband den An­
schluss versagen. Dies gilt nicht, wenn sich der Grund­
stückseigentümer bereit erklärt, die mit dem Anschluss 
verbundenen Mehraufwendungen zu tragen und dafür 
auf Verlangen Sicherheit leistet.

Der Anschluss ist ausgeschlossen, soweit der 
Zweckverband von der Abwasserbeseitigungspflicht 
befreit ist.

Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss 
oder zur Benutzung berechtigt oder verpflichtet, so kann 
der Zweckverband durch Vereinbarung ein besonderes 
Benutzungsverhältnis begründen. Ausnahmsweise kann 
in der Sondervereinbarung Abweichendes bestimmt 
werden, soweit dies sachgerecht ist.

2.

in

3.

§4
Indirckteinleiter

1. Der Zweckverband Führt ein Kataster über die 
genehmigten Indirekteinleiter, die in die Abwasserent­
sorgungsanlage einleitcn und deren Abwasser von der 
Beschaffenheit häuslichen Abwassers abweicht.

2. Bei Indirekteinleitungen im Sinne des Absatzes 1 sind 
dem Zweckverband mit dem Entwässerungsantrag nach§ 
13 , bei bestehenden Anschlüssen binnen 3 Monate nach 
Inkrafttreten dieser Satzung, die abwassererzeugenden 
Betriebsvorgänge zu benennen. Auf Anforderung des 
Zweckverbandes hat der Einleiter unverzüglich Aus­
künfte über die Zusammensetzung des Abwassers, den 
Abwasseranfall und ggf. die Vorbehandlung von 
Abwasser zu erteilen. Soweit es sich um nach der 
„Verordnung über das Einleiten von Abwasser in 
öffentliche Abwasseranlageiv’ (Indirekteinleiterverord­
nung - IndV.) (GVB1. II Nr. 28 vom 27.11.1998) 
genehmigte Einleitungen handelt, genügt in der Regel 
die Vorlage des Genehmigungsbescheides der unteren 
Wasserbehörde.

4.

§7
Begrenzung des Benutzungsrechts

Der Zweckverband kann die Benutzung der 
Abwasserentsorgungsanlage ganz oder teilweise 
widerrufen oder versagen, wenn:

a) das Schmutzwasser wegen seiner Art und Menge 
nicht zusammen mit den in Haushalten anfallenden 
Schmutzwässem beseitigt werden kann oder

eine Übernahme des Abwassers technisch nicht 
möglich oder wegen des unverhältnismäßig hohen 
Aufwandes nicht vertretbar ist oder

c) die Abwasserentsorgungsanlage für die Aufnahme 
oder Reinigung des veränderten Abwassers oder der 
erhöhten Abwassermenge nicht ausreichend ist. 
Dies gilt nicht, wenn der Grundstückseigentümer 
sich bereit erklärt, die entstehenden Mehrkosten für 
den Bau, den Betrieb und Unterhaltung zu tragen 
und dafür auf Verlangen Sicherheit leistet.

In den Schmutzwasserkanal darf kein Niederschlagswas­
ser eingeleitet werden.

1

b)

§5
Anschluss- und Benutzungsrecht

1. Jeder Eigentümer eines im Gebiet des Zweckverbandes 
gelegenen Grundstücks ist nach Maßgabe dieser Satzung 
berechtigt, vom Zweckverband zu verlangen, dass sein 
Grundstück an die bestehende Abwasserentsorgungs­
anlage angeschlossen wird (Anschlussrecht).

2. Nach der betriebsfertigen Herstellung und Freigabe des 
Grundslücksanschlusses und der Gnmdstücksentwässe- 
nmgsanlage hat der Anschlussberechtigte, vorbehaltlich 
der Einschränkung in dieser Satzung, und unter Be­
achtung der technischen Bestimmungen für den Bau und 
den Betrieb der haustechnischen Abwasseranlagen das 
Recht, die auf seinem Grundstück anfallenden Abwässer 
in die Abwasserentsorgungsanlage einzuleiten (Benut­
zungsrecht).

2

§8
Anschlusszwang

Jeder Grundstückseigentümer ist verpflichtet, sein 
Grundstück nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
an die Abwasserentsorgungsanlage anzuschließen, 
sobald auf seinem Grundstück Abwasser auf Dauer 
anfallt oder hierfür ein öffentliches Interesse besteht. 
Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss 
rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist.

Dauernder Anfall von Abwasser ist anzunehmen, sobald 
das Grundstück mit Gebäuden für den dauernden oder 
vorübergehenden Aufenthalt von Menschen oder für 
gewerbliche oder industrielle Zwecke bebaut ist oder 
mit der Bebauung des Grundstückes begonnen wurde.

Die Verpflichtung nach Absatz 1 richtet sich auf den 
Anschluss an die zentrale Abw'assercntsorgungsanlage, 
soweit die Kanalisationsanlagen für das Grundstück 
betriebsbereit vorhanden sind, sonst auf einen Anschluss 
des Grundstücks an die dezentrale Abwasserentsor­
gungsanlage.

1.

§6
Begrenzung des Anschlussrechtcs

1. Das Anschlussrecht erstreckt sich nur auf solche 
Grundstücke, die an die betriebsfertige Abwasserentsor­
gungsanlage angeschlossen werden können. Dazu 
müssen die öffentlichen Kanäle in unmittelbarer Nähe 
des Grundstücks oder auf dem Grundstück verlaufen. 
Der Zw'eckverband kann den Anschluss auch in anderen 
Fällen zulassen, wenn hierdurch das öffentliche Wohl 
nicht beeinträchtigt wird. Welche Grundstücke durch die 
Abwasserentsorgungsanlage erschlossen werden, 
bestimmt der Zw'eckverband.

2.

3.
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4. Besteht ein Anschluss an die dezentrale Abwasserenl- 
sorgungsanlage, kann der Zweckverband den Anschluss 
an die zentrale Abwasserentsorgungsanlage verlangen, 
sobald die Voraussetzungen des Absatzes 3 nachträglich 
cintreten. Der Grundstückseigentümer erhält eine 
entsprechende Mitteilung mit der Aufforderung zum 
Anschluss seines Grundstücks an die zentrale Abvvas- 
serentsorgungsanlagc. Der Anschluss ist innerhalb von 
drei Monaten nach Zugang der Aufforderung vorzuneh­
men.

5. Werden an einer Erschließungsstraße, in die später 
Entwässerungskanäle eingebaut werden sollen, Neu­
bauten errichtet, so sind auf Verlangen des Zweckver­
bandes alle Einrichtungen für den künftigen Anschluss 
an die zentrale Abwasserentsorgungsanlage vorzuberei-

Brauchwasseranlagen, trägt der jeweilige Grundstücks­
eigentümer.

§12
Entwässerungsgenehmigung

1. Der Zweckverband erteilt nach den Bestimmungen 
dieser Satzung eine Genehmigung zum Anschluss an die 
jeweilige Abwasserentsorgungsanlage und zum Einleiten 
von Abwasser (Entwässerungsgenehmigung). Änderun­
gen der Grundstücksentwässerungsanlagen, der der 
Entwässerungsgenehmigung zugrunde liegenden 
Abwasserverhältnisse oder des Anschlusses an die 
Abwasserentsorgungsanlage bedürfen ebenfalls einer 
Entwässerungsgenehmigung.

2. Entwässerungsgenehmigungen sind vom Grundstücksei­
gentümer schriftlich zu beantragen (Entwässerungsan­
trag auf Formblatt „Antrag auf Herstellung eines 
Anschlusskanals“ des Zweckverbandes).

3. Der Zweckverband entscheidet, ob und in welcher 
Weise das Grundstück anzuschließen ist. Er kann 
Untersuchungen der Abwasserbeschaffenheit sowie die 
Begutachtung der Grundstücksentwässenmgsanlagen 
durch Sachverständige verlangen, sofern das zur 
Entscheidung über den Entwässerungsantrag erforder­
lich erscheint. Die Kosten hat der Grundstückseigentü­
mer zu tragen.

4. Die Genehmigung wird ungeachtet privater Rechte 
erteilt und lässt diese unberührt. Sie gilt auch für und 
gegen die Rechtsnachfolger des Grundstücks­
eigentümers. Sie ersetzt nicht Erlaubnisse und Geneh­
migungen, die für den Bau oder Betrieb der Grund­
stücksentwässerungsanlage nach anderen Rechtsvor­
schriften erforderlich sein sollen.

5. Der Zweckverband kann -abweichend von den 
Einleitbedingungen des § 14- die Genehmigung unter 
Bedingungen und Auflagen sowie unter dem Vorbehalt 
des Widerrufs oder der nachträglichen Einschränkung 
oder Änderung erteilen.

6. Der Zweckverband kann anordnen, dass der 
Grundstückseigentümer eine regelmäßige Überwachung 
seiner Grundstücksentwässerungsanlage durch den 
Zweckverband zu dulden und die dadurch bedingten 
Kosten zu erstatten hat.

7. Vor Erteilung der Entwässerungsgenehmigung darf mit 
der Herstellung oder der Änderung der Grundstticksent- 
wässenmgsanlage nur begonnen «'erden, wenn und 
soweit der Zweckverband sein Einverständnis erteilt hat.

8. Die Genehmigung erlischt, wenn innerhalb von zwei 
Jahren nach ihrer Erteilung mit der Herstellung oder 
Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage nicht 
begonnen oder wenn die Ausführung zwei Jahre 
unterbrochen worden ist. Die Frist kaim auf Antrag um 
jeweils zwei Jahre verlängert werden.

§13
Erweiterter Entwässcrungsantrag

Ist eine Entwässerungsgenehmigung wegen eines
genehmigungspflichtigen Vorhabens erforderlich, so ist der
Entwässemngsantrag nach § 12 mit folgenden Unterlagen
zusammen einen Monat vor der geplanten Beantragung der
Baugenehmigung beim Zweckverband einzureichen:

ten.

§9
Benutzungszwang

Wenn und soweit ein Grundstück an die Abwasserentsor­
gungsanlage angeschlossen ist, ist der Grundstückseigentü­
mer verpflichtet, alles anfallende Schmutzwasser, sofern 
nicht eine Einleitungsbescliränkung nach § 14 gilt, der 
Abwasserentsorgungsanlage zuzuführen.

§10
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang

1. Bei der zentralen Abwasserentsorgungsanlage kamt die 
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang auf 
schriftlichen Antrag gewährt werden, wenn der An­
schluss des Grundstücks für den Grundstückseigentü­
mer, unter Berücksichtigung der Erfordernisse des 
Gemeinwohls, unzumutbar ist. Der Antrag ist innerhalb 
eines Monats nach Aufforderung beim Zweckverband 
schriftlich zu stellen. Wird die Befreiung ausgesprochen, 
besteht für das Grundstück hinsichtlich der Schmutz­
wasserentsorgung die Verpflichtung zum Anschluss und 
zur Benutzung der dezentralen Abwasserentsorgungs­
anlage nach Maßgabe der entsprechenden Satzung.

2. Die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 
kann unter dem Vorbehalt des Widerrufs oder auf 
bestimmte Zeit oder unter Auflagen und Bedingungen 
erteilt werden.

Nutzung des Niederschlagswassers

1. Der Grundstückseigentümer hat dem Zweckverband 
unverzüglich schriftlich anzuzeigen, wenn er das auf 
seinem Grundstück anfallende Niederschlagswasser 
ganz oder teilweise keiner unmittelbaren Beseitigung 
zufuhrt, sondern es zunächst für die Brauchwassemut- 
zung speichert und einer sich daran anschließenden 
sukzessiven Verwendung im Haushalt oder im Gewer­
bebetrieb zuführen will. Die Einleitung dieser Wasser­
menge in die Abwasserentsorgungsanlage ist nach 
Maßgabe der Satzung über die Erhebung von Kanalbe- 
mitzungsgebühren für die Abwasserableitung und - 
behandlung des Zweckverbandes Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung Fürstenwalde und Umland 
gebührenpflichtig.

2. Die Verantwortlichkeit für die ordnungsgemäße 
Errichtung und den ordnungsgemäßen Betrieb, ein­
schließlich der Installation 7.ut Messung der in den Ab­
wasserkanal gelangenden Abwassermengen für derartige
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a) Erläuterungsbericht mit einer Beschreibung des 
Vorhabens und seiner Nutzung,

b) eine Beschreibung des gewerblichen Betriebes, 
dessen Abwasser eingeleitet werden soll, nach Art 
und Umfang der Produktion und der Anzahl der 
Beschäftigten sowie des voraussichtlich anfallenden 
Abwassers nach Menge und Beschaffenheit,

c) bei Grundstückscntwässerungsanlagen mit Vorbe­
handlungsanlagen Angaben über:

- Menge und Beschaffenheit des Abwassers,

- Funktionsbeschreibung der Vorbehandlungsan­
lage,

- Behandlung und Verbleib von anfallenden Rück 
ständen (z. B. Schlämme, Feststoffe, Leicht- 
stoffc),

- Anfallstelle des Abwassers im Betrieb,

d) einen Lageplan des anzuschfießenden Grundstücks 
im Maßstab nicht kleiner als 1 : 500, aus dem ein­
deutig die Lage des Grundstückes erkennbar ist, 
mit folgenden Angaben:

- Straße und Hausnummer,
- vorhandene und geplante bauliche Anlagen auf 

dem Grundstück,

- Grundstücks- und Eigentumsgrenzen,

- Lage des zukünftigen Anschlusskanals und An 
schlusstiefc,

- in der Nähe der Abwasserleitungen vorhandener 
Baumbestand.

a) die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet 
oder

b) das in der Abwasserentsorgungsanlage beschäftigte 
Personal gefährdet oder gesundheitlich beeinträch­
tigt oder

c) die Abwasserentsorgungsanlage in ihrem Bestand 
angreift oder ihre Funktionsfähigkeit oder Unter­
haltung gefährdet, erschwert oder behindert oder

d) Bau- und Werkstoffe in stärkerem Maße angreift 
oder

e) giftige, übelriechende und explodierende Dämpfe 
oder Gase bildet oder

f) die Kanalisation verstopft oder zu Ablagerungen 
führt oder

g) die Klärschlammbehandlung, -beseitigung oder - 
Verwertung beeinträchtigt oder

h) die Funktion der Abwasserentsorgungsanlage so 
erheblich stört, dass dadurch die Anforderungen der 
wasserrechtlichen Erlaubnis nicht eingehalten wer­
den können.

Hierzu gehören insbesondere folgende Stoffe:

i) Schutt, Asche, Glas, Sand, Müll, Küchenabfälle, 
Treber, Borsten, Lederreste;

j) infektiöse Stoffe, Medikamente, nicht desinfiziertes 
Abwasser aus Infektionsabteilungen von Kranken­
häusern und medizinischen Instituten:

k) Inhalte von Chemietoiletten;

l) Fasern, Kunststoffe, Textilien, grobes Papier u. ä. 
(diese Stoffe dürfen auch in zerkleinertem Zustand 
nicht eingeleilet werden);

m) Kunstharz, Lacke, Latexreste, Zement, Kalkhydrat, 
Gips, Mörtel, flüssige und später erhärtende Ab­
fälle sowie Bitumen und Teer und deren Emulsio­
nen;

n) Jauche, Gülle, Mist, Silagesickersaft, Blut und 
Molke;

o) Kaltreiniger, die chlorierte Kohlenwasserstoffe 
enthalten oder die Ölabscheidung verhindern;

p) Benzin, Heizöl, Schmieröl, tierische und pflanzli­
che öle und Fette einschließlich des durch diese 
Stoffe verunreinigten Waschwassers;

q) Säuren und Laugen (zulässiger pH-Bereich 6,0 bis 
9,5), chlorierte Kohlenwasserstoffe, Phosgen, 
Schwefelwasserstoff, Blausäure und Stickstoff­
wasserstoffsäure sowie deren Salze, Carbide, die 
Acetylen bilden, ausgesprochen toxische Stoffe;

r) gasförmige Stoffe und Abwasser, das Gase in 
schädlichen Konzentrationen freisetzen kann;

s) feuergefährliche und explosionsartige Stoffe sowie 
Abwasser, aus dem explosionsartige Gas-Luft­
Gemische entstehen können:

t) Emulsionen von Mineralölprodukten;

§14
Einleitbedingungen

1. Für die Benutzung der Abwasserentsorgungsanlage 
gelten die in Absatz 2 bis 13 geregelten Einleitbedin­
gungen. Wenn eine Einleitung nach der Indi­
rekteinleiterverordnung genehmigt wird, treten die in 
dieser Genehmigung bestimmten Werte an die Stelle der 
in den nachfolgenden Absätzen festgelegten Einleitbe­
dingungen. Eine aufgrund der Indirekteinleiterverord­
nung erteilte Einleitgenehmigung ersetzt für ihren 
Geltungsumfang die Entwässerungsgenehmigung nach 
dieser Satzung.

2. Alle Abwässer dürfen nur über die Grundstücksentwäs- 
semngsanlage eingeleitet werden. Ausnahmen bedürfen 
der ausdrücklichen schriftlichen Genehmigung des 
Zweckverbandes.

3. Das Benutzungsrecht beschränkt sich auf die 
Zusammensetzung des Abwassers nach § 14 und auf die 
Bedingungen nach § 7 dieser Satzung.

4. In den nach dem Trennverfahren entwässerten Gebieten 
darf Niederschlagswasser, Grund- und Drämvasser 
sowie unbelastetes Kühlwasser nur in den Nieder­
schlagswasserkanal, Schmutzwasscr nur in den 
Schniutzwasserkanal eingeleitet werden.

5. In die Abwasserentsorgungsanlage darf solches 
Abwasser nicht eingeleitet werden, das aufgrund seiner 
Inhaltsstoffe:
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u) Abwasser von Industrie- und Gewerbegebieten, von 
dem zu erwarten ist, dass es auch nach der Be­
handlung in der Kläranlage nicht den Mindest­
anforderungen nach § 7a Wasserhaushaltsgesetz 
entsprechen wird.

Falls Stoffe in dieser Art in stark verdünnter Form 
anfallen und dabei die in Absatz 7 genannten Einleit­
werte nicht überschritten werden, gilt das Einleitverbot 
nicht; das Verdünnungs- und Vermischungsverbot nach 
Absatz 10 bleibt von dieser Regelung unberührt.

6. Abwasser mit radioaktiven Inhaltsstoffen darf nur 
eingeleitet werden, wenn es der Verordnung über den 
Schutz vor Schäden durch ionisierende Strahlen 
(Strahlenschutzverordnung - StrlSchV) vom 13.10.1976 
(BGBl. I S. 2905, 1977 S. 184, 269) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Juni 1989 (BGBl. I S. 1321, 
Ber. S. 1926) - insbesondere § 46 Absatz 3 - entspricht.

7. Abwässer
Gewerbebetrieben oder vergleichbaren Einrichtungen 
(z. B. Krankenhäuser) - dürfen abgesehen von den 
übrigen Begrenzungen des Benutzerrechtes, nur 
eingcleitet werden, wenn sie in der Stichprobe die in der 
Anlage dieser Satzung genannten Einleitwerte nicht 
überschreiten. Für in der Anlage nicht aufgeführte Stoffe 
werden Einleitwerte im Bedarfsfall nach den Richtlinien 
des jeweils gültigen Regelwerkes der Abwassertechni­
schen Vereinigung e.V. (ATV) und den jeweils zu 
beachtenden DIN-Nonnen festgesetzt.

Bei der Einleitung von Schmutzwasser von gewerblich 
oder industriell genutzten Grundstücken oder von 
anderem nicht häuslichen Schmutzwasser in die 
Abwasserentsorgungsanlage ist eine qualifizierte 
Stichprobe vorzusehen. Sie umfasst mindestens fünf 
Stichproben, die in einem Zeitraum von höchstens 30 
Minuten im Abstand von nicht weniger als zwei 
Minuten entnommen werden. Die Mischprobe ist nicht 
bei den Parametern Temperatur und pH-Wert anzuwen­
den. Die Häufigkeit und der Umfang der Untersuchun­
gen werden vom Zweckverband festgelegt.

Die zur Ermittlung der physikalischen und chemischen 
Beschaffenheit der Abwässer notwendigen Untersu­
chungen sind nach den Deutschen Einheitsverfahren zur 
Wasser-, Abwasser- und Schlammuntersuchung in der 
jeweils gültigen Fassung oder den entsprechenden DIN- 
Nonnen des Faehnonnenausschusses Wasserwesen im 
Deutschen Institut für Nonnung e. V. Berlin, auszufüh-

Abwasserentsorgungsanlage oder der hier beschäftigten 
Personen, die Beeinträchtigung der Benutzbarkeit der 
Anlagen oder eine Erschwerung der Abwasserbehand­
lung sowie der Klärschlammverwcrtung zu verhüten. 
Das Einleiten oder Einbringen von Stoffen, die die 
geringeren Einleitwerle überschreiten, fällt im Gel­
tungsbereich der Anordnung unter das Einleitverbot 
nach Absatz 7.

10. Es ist unzulässig, entgegen den jeweils in Betracht 
kommenden Regeln der Technik Abwasser zu verdünnen 
oder zu vermischen, um Einleitwerte zu umgehen oder 
die Einleitwerte zu erreichen. Dies gilt nicht im Bezug 
auf den Parameter Temperatur.

11. Ist damit zu rechnen, dass das anfallende Schmutzwasser 
nicht den Anforderungen gemäß den vorstehenden 
Regelungen entspricht, so sind geeignete Vorbehand­
lungsanlagen zu erstellen und geeignete Riickhaltungs- 
maßnahmen zu ergreifen.

12. Werden von dem Grundstück Stoffe und Abwässer im 
Sinne der Absätze 5 bis 7 unzulässigerweise in die 
Abw'asseretitsorgungsanlage eingeleitet, ist der Zweck­
verband berechtigt, auf Kosten des Grundstückseigen­
tümers die dadurch entstandenen Schäden an und in der 
Abwasserentsorgungsanlage zu beseitigen, Untersu­
chungen und Messungen des Abwassers vorzunehmen 
und selbsttätige Messgeräte mit den dafür erforderlichen 
Kontrollschächten einbauen zu lassen.

13. Der Zweckverband kann die notwendigen Maßnahmen 
ergreifen, um:

a) das Eiuleiten oder Einbringen von Abwasser oder 
Stoffen zu verhindern, das die Festlegungen des 
Absatzes 5 verletzt;

b) das Einleiten von Abwasser zu verhindern, das die 
Grenzwerte nach Absatz 7 nicht einhält.

§15
Anschlusskanal

1. Jedes Grundstück muss einen eigenen, unmittelbaren 
Anschluss an die Abwasserentsorgungsanlage haben. 
Die Lage und lichte Weite des Anschlusskanals und die 
Anordnung der Revisionsschächte bestimmt der 
Zweckverband. Auf Antrag können mehrere Anschlüsse 
verlegt werden. Die Kosten für weitere Schnmtzwasser- 
anschlüsse trägt der Grundstückseigentümer.

2. Der Zweckverband kann im begründeten Ausnahmefall 
den Anschluss mehrerer Grundstücke an einen gemein­
samen Anschlusskanal zulassen. Diese Ausnahme setzt 
voraus, dass die beteiligten Grundstückseigentümer die 
Verlegung, Unterhaltung und Benutzung der Grund- 
stücksentwässemngsanlagen auf dem jeweils fremden 
Grundstück durch Eintragung einer gnindbuchlichen 
Belastung gesichert haben.

3. Der Zweckverband lässt den Anschlusskanal für die 
Schmutzwasserbeseitigung herstellen.

4. Ergeben sich bei der Ausführung der Anschlusskanäle 
unvorhersehbare Schwierigkeiten, die auch ein Abwei­
chen von dem genehmigten Plan erfordern können, so 
hat der Grundstückseigentümer den dadurch für die 
Anpassung der Gruudstücksentwässerungsanlagc 
entstehenden Aufwand zu tragen.

insbesondere aus Industrie- und

8.

ren.

Höhere Einleitwerte können im Einzelfall —nur unter 
Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs— zugelassen 
werden, wenn nach den Besonderheiten des Falls die 
schädlichen Stoffe und Eigenschaften der Abwässer 
innerhalb dieser Grenzen für die Abw’asserentsorguiigs- 
anlage, die bei ihnen beschäftigten Personen und die 
Abwasserbehandlung vertretbar sind. Hierfür erhebt der 
Zweckverband auf der Grundlage seiner Gebührensat­
zung Zuschläge.

Niedrigere als die aufgeführten Einlcitwerte und 
Frachtbegrenzungen können im Einzelfall festgesetzt 
und die Einhaltung der geringeren Einleitw'erte kann 
angeordnet werden, soweit dies nach den Umständen des 
Falls geboten erscheint, um eine Gefährdung der

9.
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5. Der Zweckverband hat den Schmutzwasseranschlusska­
nal von der Gnmdstücksgrenze bis zum Hauplkanal zu 
unterhalten und bei Verstopfung zu reinigen. Die Kosten 
trägt der Grundstückseigentümer, wenn die Reinigung 
und Unterhaltung durch sein Verschulden erforderlich 
geworden ist.

6. Der Grundstückseigentümer darf den Schmutzwasseran­
schlusskanal nicht ohne vorherige schriftliche Genehmi­
gung des Zweckverbandes verändern oder verändern 
lassen.

§17
Sondervereinbarungen

1. 1st der Eigentümer oder sonstige Berechtigte und 
Verpflichtete nach dieser Satzung nicht zum Anschluss 
oder zur Benutzung berechtigt oder verpflichtet, so kann 
der Verband durch Vereinbarung ein besonderes 
Benutzungsverhältnis begründen.

2. Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die 
Bestimmungen dieser Satzung sowie die Regelungen der 
Beitragsatzung und der Gebührensatzung des Verbandes 
entsprechend. Abweichend davon kann in der Sonder­
vereinbarung anderes bestimmt werden, wenn dies 
sachgerecht oder im öffentlichen Interesse erforderlich

§16
Grundstücksentwässerungsanlage

1. Die Entwässerungsanlage auf dem anzuschließenden 
Grundstück ist von dem Grundstückseigentümer nach 
den jeweils geltenden Regeln der Technik, insbesondere 
gemäß DIN 1986 und nach den Bestimmungen dieser 
Satzung auf eigene Kosten zu errichten und zu betrei­
ben.

Ist für das Ableiten der Abwässer in den Anschlusskanal 
ein natürliches Gefälle nicht vorhanden oder besteht 
Rückstaugefahr, die durch eine Rückstau­
doppelvorrichtung nicht sicher beseitigt werden kann, so 
muss eine Abwasserhebeanlage eingebaut werden.

3. Die Verfüllung von Rohrgräben hat nach DIN 18300 zu 
erfolgen. Die Herstellung von Rohrgräben, das Verlegen 
des Hausanschlusses bis zum Revisionsschacht sowie 
das Verfüllen der Rolu'gräben muss sach- und fachge­
recht erfolgen.

4. Die Grundstücksentwässerungsanlage darf nach ihrer 
Abnahme durch den Zweckverband in Betrieb genom­
men werden. Bis zur Abnahme dürfen Rohrgräben nicht 
verfällt werden. Werden bei der Abnahme Mängel 
festgestellt, so sind diese innerhalb einer zu stellenden 
Frist zu beseitigen. Die Abnahme befreit den Grund­
stückseigentümer nicht von seiner Haftung für den 
ordnungsgemäßen Zustand der Grundstücksentwässe­
rungsanlage.

5. Die Grundstücksentwässerungsanlage ist stets in einem 
einwandfreien und betriebsfähigen Zustand zu erhalten. 
Werden Mängel festgestelll, so kann der Zweckverband 
fordern, dass die Grundstücksentwässerungsanlage auf 
Kosten des Grundstückseigentümers in den vorschrift­
gemäßen Zustand gebracht wird.

6. Entsprechen vorhandene Grundstücksentwässerungsan­
lagen nicht oder nicht mehr den jeweils geltenden 
Bestimmungen im Sinne des Absatz 1, so hat der 
Grundstückseigentümer auf Verlangen des Zweckver­
bandes diese auf eigene Kosten entsprechend anzupas­
sen. Für die Anpassung ist dem Grundstückseigentümer 
eine angemessene Frist einzuräumen.. Der Grundstücks­
eigentümer ist zur Anpassung auch dann verpflichtet, 
wenn Änderungen an der öffentlichen Abwasserentsor­
gungsanlage das erforderlich machen. Die Anpassungs­
maßnahmen bedürfen der Genehmigung durch den 
Zweckverband. § 12 und § 13 sind entsprechend 
anzuwenden.

ist.

§18
Auskunfts- und Nachrichtspflicht, 
Überwachung und Betretungsrecht

1. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, dem 
Zweckverband auf Verlangen die für den Vollzug dieser 
Satzung erforderlichen Auskünfte über Bestand und 
Zustand der haustechnischen Abwasseranlagen zu 
erteilen.

2. Alle Teile der Grundstücksentwässerungsanlage, 
insbesondere Vorbehandlungsanlagen, Revisions­
schächte, Rückstauverschlüsse sowie Abwasserbe­
handlungsanlagen müssen zugänglich sein. Insbesondere 
haben die Anschlussnehmer und die Indirekteinleiter 
den Zweckverband unverzüglich zu benachrichtigen, 
wenn:

a) der Betrieb der haustechnischen Abwasseranlagen 
durch Umstände beeinträchtigt wird, die auf Män­
gel der Abwasserentsorgungsanlage zurückzuführen 
sein können (z.B. Verstopfungen von Abw'asser- 
seinleitungen);

b) Stoffe in die Abwasserentsorgungsanlage geraten 
sind oder zu geraten drohen, die den Anforderungen 
nach § 14 nicht entsprechen;

c) sich die der Mitteilung nach § 4 Absatz 2 zugrunde 
liegenden Daten ändern;

d) für ein Grundstück die Voraussetzungen des 
Anschluss- oder Benutzungsrechts entfallen.

3. Die Bediensteten und die mit Berechtigungsausweis 
versehenen Beauftragten des Zweckverbandes sind 
berechtigt, die angeschlossenen Grundstücke zu 
betreten, soweit dies zum Zweck der Erfüllung der 
Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser 
Satzung erforderlich ist. Die Eigentümer und Nutzungs­
berechtigten haben das Betreten von Grundstücken und 
Räumen zu dulden und ungehindert Zutritt zu allen 
Anlagenteilen auf den angeschlossenen Grundstücken zu 
gewähren.

4. Der Zweckverband ist jederzeit berechtigt, Abwasser- 
untersuchuiigen vorzunehmen oder vornehmen zu lassen. 
Er bestimmt die Entnahmestellen sowie Art, Umfang 
und Turnus der Probenahmen. Die Kosten für die 
Untersuchungen trägt der Anschlussnehmer, falls sich 
herausstellt, dass ein Verstoß gegen die Einleitbedin- 
guugen dieser Satzung vorliegt, andernfalls der Zw'eck- 
verband.

2.
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5. Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 - 4 gelten 
auch für Nutzer der Grundstücke.

§19
Sicherung gegen Rückstau

1. Rückstauebene ist die Straßenoberfläche vor dem 
anzuschließenden Grundstück. Unter dem Rückstau 
liegende Räume, Schächte, Sclmiutzwasserabläufe usw. 
müssen nach den technischen Bestimmungen für den 
Bau von Grundslücksentwässerungsanlagen gemäß DIN 
1986 gegen Rückstau gesichert sein. Die Sperrvorrich­
tungen sind dauernd geschlossen zu halten und dürfen 
nur bei Bedarf geöffnet werden.

. 2. Wo die Absperrvorrichtung nicht dauernd geschlossen 
sein kann oder die angrenzenden Räume unbedingt 
gegen Rückstau geschützt werden müssen, z.B. Woh­
nungen, gewerbliche Räume, Lagerräume für Lebens­
mittel oder andere wertvolle Güter, ist das Schmutzwas­
ser mit einer automatisch arbeitenden Abwasserhebean­
lage bis über die Rückstauebene zu heben und dann in 
die Abwasserentsorgungsanlage zu leiten.

§20
Besondere Bestimmungen für Druckentwässerungs­

netze

1. Führt der Zweckverband aus technischen oder 
wirtschaftlichen Gründen die Entwässerung mittels 
eines Druckentwässenmgsnelzes durch, so kann er in 
Anwendung des § 1 Absatz 4 bestimmen, dass Teile des 
Druckentwässerungsnetzes auf dem anzuschließenden 
Grundstück zu liegen haben. Darunter sind nur Anla­
genteile zu verstehen, die iur den jeweiligen Grund­
stücksanschluss erforderlich sind. In diesen Fällen ist 
der Grundstückseigentümer verpflichtet, entschädi­
gungsfrei zu dulden, dass der Zweckverband auf seinem 
Grundstück eine für die Entwässerung ausreichende 
bemessene Pumpenanlage sowie die dazugehörige 
Druckleitung installiert, betreibt, unterhält und ggf. 
erneuert.

2. Die Entscheidung über Art, Ausführung, Bemessung und 
Lage der Druckentwässerungsanlage trifft der Zweck­
verband. Die Pumpenanlage und die Druckleitung 
dürfen nicht überbaut werden. Die elektrische Versor­
gung wird durch den Zweckverband bereitgestellt.

3. Die Pumpenanlage sowie die dazugehörige Druckleitung 
werden nach ihrer Fertigstellung ohne besonderen 
Widmungsakt Bestandteile der Abwasserent­
sorgungsanlage.

4. Im Interesse einer wirtschaftlichen Schmutzwasserent­
sorgung kann der Zweckverband den Anschluss von 2 
Grundstücken an eine Pumpenantage bestimmen. Bei 
der Wahl des Standortes der Pumpaulage sind die 
berechtigten Wünsche des betroffenen Grundstückei­
gentümers zu berücksichtigen.

5. Die Absätze 1 - 3 gelten nicht für private Druckleitun­
gen mit Anschluss an die Abwasserentsorgungsanlage 
außerhalb von Druckentwässerungsnetzen.

§21
Maßnahmen an den Abwasserentsorgungsanlagen

Einrichtungen der Abwasserentsorgungsanlage dürfen nur 
von Beauftragten des Zweckverbandes oder mit Zustimmung 
des Zweckverbandes betreten werden. Eingriffe an der 
Abwasserentsorgungsanlage sind unzulässig.

§22
Anzeigepflichten

Entfallen für ein Grundstück die Voraussetzungen des 
Anschlusszwanges (§ 8 Absatz 1), so hat der Grund­
stückseigentümer dies unverzüglich dem Zweckverband 
schriftlich mitzuteilen.

Gelangen gefährliche oder schädliche Stoffe in die 
Abwasserentsorgungsanlage, so hat der Verursacher den 
Zweckverband unverzüglich zu unterrichten.

Der Grundstückseigentümer hat Betriebsstörungen oder 
Mängel am Anschlusskanal unverzüglich dem Zweck­
verband mitzuteilen.

Wechselt das Eigentum an einem Grundstück, so hat der 
bisherige Eigentümer die Rechtsänderung unverzüglich 
dem Zweckverband schriftlich mitzuteilen. In gleicher 
Weise ist auch der neue Eigentümer verpflichtet.

Wenn Art und Menge des Abwassers sich erheblich 
ändern (z. B. bei Produktionsumstellungen), so hat der 
Grundstückseigentümer dies unverzüglich dem Zweck­
verband mitzuteilen.

Der Grundstückseigentümer hat den Beginn der 
Einleitung von Schmutzwasscr in den Kanal dem 
Verband gegenüber unverzüglich anzuzeigen.

§23
Altanlagen

Anlagen, die vor Anschluss an die Abwasserentsor­
gungsanlage der Beseitigung des auf dem Grundstück 
anfallenden Abwassers dienten und die nicht als 
Bestandteil der angeschlossenen Grundstücksentwässe­
rungsanlage genehmigt sind, hat der Grundstückseigen­
tümer innerhalb von drei Monaten auf seine Kosten so 
herzurichten, dass sie für die Aufnahme oder Ableitung 
von Abwasser nicht mehr benutzt werden können.

Ist das Grundstück nicht mehr zu entwässern, schließt 
der Zweckverband den Anschluss auf Kosten des 
Grundstückseigentümers.

1.

2.

3.

4.

5.

6.

1.

2.

§24
Haftung

Der Verband haftet unbeschadet der Regelung in Abs. 2 
nicht für Schäden, die durch Betriebsstörungen der 
Abwasserentsorgungsanlage oder durch Rückstau infolge 
von unabwendbaren Naturereignissen, insbesondere 
Hochwasser, höhere Gewalt oder Streik hervorgerufen 
werden.

Der Verband haftet für Schäden, die sich aus dem 
Benutzen der Abwasserentsorgungsanlage ergeben nur 
dann, wenn einer Person, deren sich der Verband zur 
Erfüllung seiner Aufgaben und Pflichten bedient, 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

Wer den Vorschriften dieser Satzung oder einer 
Sondervereinbarung zuwider handelt, haftet dem

1.

2.

3.
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Verband für alle ihm dadurch entstandenen Schäden und 
Nachteile. Mehrere Verpflichtete haften als Gesamt­
schuldner.

4. Für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung oder 
satzungswidriges Handeln entstehen, haftet der Verursa­
cher. Dies gilt insbesondere, wenn entgegen dieser 
Satzung schädliche Abwässer oder sonstige Stoffe in die 
Abwasserentsorgungsanlage eingcleitet werden. Fenier 
hat der Verursacher den Zweckverband von allen 
Ersatzansprüchen freizustellen, die Dritte in diesem 
Zusanunenhang gegen den Zweckverband geltend 
machen.

5. Wer entgegen § 21 unbefugt die Abwasserentsorgungs­
anlage betritt oder Eingriffe an ihr vomimmt, haftet für 
entstehende Schäden.

6. Der Gmndstückseigentümer haftet außerdem für alle 
Schäden und Nachteile, die dem Zweckverband durch 
den mangelhaften Zustand der Grund­
stücksentwässerungsanlage, ihr vorschriftswidriges 
Benutzen und ihr nicht sachgemäßes Bedienen entste­
hen.

7. Wer durch Nichtbeachtung der Einleitbedingungen 
dieser Satzung die Erhöhung der Abwasserabgabe nach 
§ 9 Abwasserabgabengesetz vom 13.09.1976 (BGBl. I S. 
2721, ber. S. 3007) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03.11.1994 (BGBl. I S. 3370) verursacht, hat dem 
Zweckverband den erhöhten Betrag der Abwasscrabgabe 
zu erstatten.

c) § 8 Absatz 3 sein Grundstück nicht nach dem vom 
Zweckverband vorgeschriebenen Verfahren entwäs­
sert;

d) § 9 das bei ihm anfallende Abwasser nicht in die 
Abwasserentsorgungsanlagc einleitet;

e) § 11 auf seinem Grundstück anfallendes Nieder­
schlagswasser als Brauchwasser nutzt, ohne dies 
dem Zweckverband angezeigt zu haben;

f) dem nach § 12 genehmigten Entwässerungsantrag 
die Grundstücksentwässerungsanlage ausführt;

g) § 12 im Entwässerungsantrag nach § 12 unrichtige 
Angaben macht oder unrichtige Pläne oder Unterla­
gen dem Zweckverband vorlegt, um ein nach dieser 
Satzung vorgesehenes Handeln zu erwirken oder zu 
verhindern;

h) die Herstellung gemäß § 12 Absatz 3 ohne 
Einverständnis des Zweckverbandes beginnt;

i) § 13 den Anschluss seines Grundstückes an die 
Abwasserentsorgungsanlage oder die Änderung der 
Entwässerungsgenelunigung nicht beantragt bzw. 
vor Zustimmung des Zweckverbandes mit der Her­
stellung oder Änderung der Grundstücksentwässe­
rungsanlage beginnt;

j) § 14 Absatz 5 Abwasser einleitet, das einem 
Einleitverbot unterliegt oder Abwasser einleitet, 
das einen der Maximalwerte gemäß Anlage zur 
Abwasserbeseitigungssatzung überschreitet (ausge­
nommen CSB und abfiltrierbare Stoffe);

k) § 14 Absatz 8 ohne Stichprobe einleitel:

l) § 14 Absatz 10 Abwasser verdünnt oder vermischt;

m) § 14 Absatz 11 Vorbehandlungsanlagen nicht 
erstellt oder Rückhaltemaßnahmen nicht ergreift;

n) § 15 Absatz 6 ohne vorherige Genehmigung ändert 
oder ändern lässt;

o) § 16 Absatz 3 die Rohrgräben vor der Abnahme 
verfallt;

p) § 16 Absatz 4 die Grundstücksentwässerungsanlage 
oder auch Teile hiervon vor der Abnahme in Be­
trieb nimmt;

q) § 16 Absatz 1 die Entwässerungsanlage seines 
Grundstücks nicht ordnungsgemäß betreibt;

r) § 16 Absatz 6 ohne Genehmigung die Grundstücks­
entwässerungsanlage ändert;

s) § 18 Absatz 1 keine Auskunft erteilt;

t) § 18 Absatz 2 den Zugang nicht gewährleistet;

u) § 18 Absatz 3 Beauftragten des Zweckverbandes 
nicht ungehindert Zutritt zu allen Teilen der 
Grundstücksentwässerungsanlage gewährt;

v) § 20 Absatz 2 die Pumpenanlage, die Druckleitung 
oder elektrische Versorgungsleitungen überbaut;

w) § 21 die Abwasserentsorgungsanlage betritt oder 
sonstige Maßnahmen an ihr vomimmt;

x) § 22 seine Anzeigepflichl nicht oder nicht unver­
züglich erfüllt;

- §25
Zwangsmittel

1. Für den Fall, dass die Vorschriften dieser Satzung nicht 
befolgt werden oder gegen sie verstoßen wird, kamt 
durch den Zweckverband nach Maßgabe des Verwal­
tungsvollstreckungsgesetzes des Landes Brandenburg in 
der jeweils geltenden Fassung sowie des Ordnungsbe­
hördengesetzes des Landes Brandenburg ein Zwangs­
geld bis zu 5000 € angedroht und festgesetzt werden. 
Dieses Zwangsmittel kann wiederholt werden, bis die 
festgestellten Mängel beseitigt sind.

2. Die zu erzwingende Handlung kann nach vorheriger 
Androhung im Wege der Ersatzvomahme auf Kosten des 
Pflichtigen durchgesetzt werden.

3. Das Zwangsgeld und die Kosten der Ersatzvomahme 
werden im Verwaltuugszwaugsverfahreu eiugezogen.

§26
Ordnungswidrigkeiten

1. Ordnungswidrig handelt, wer im Sinne dieser Satzung 
vorsätzlich oder fahrlässig entgegen:

a) § 4 Absatz 2 dem Zweckverband die abwasserer­
zeugenden Betriebsvorgänge nicht oder nicht recht­
zeitig benennt oder auf ein entsprechendes Verlan­
gen des Zweckverbandes hin keine oder nur eine 
unzureichende Auskunft über die Zusammenset­
zung des Abwassers, den Abwasseranfall und die 
Vorbehandlung erteilt;

b) § 8 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 4 Satz 5 sein 
Grundstück nicht rechtzeitig an die Abwasserent­
sorgungsanlage anschließen lässt;
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2. Ordnungswidrig handelt auch, wer unbefugt Arbeiten an 
der Abwasserentsorgungsanlnge vomimmt, Schachtab­
deckungen oder Einlaufroste öffnet, Schieber bedient 
oder in einen Bestandteil der Abwasserentsorgungsanla­
ge, etwa einen Abwasserkanal, einsteigt.

3. Jede Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu 5000 Euro geahndet werden.

4. Im übrigen gelten für das Verfahren zur Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten die Vorschriften des Gesetzes 
Uber Ordnungswidrigkeiten (OWIG) in der jeweils 
gültigen Fassung.

5. Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des OWIG ist 
der Verbandsvorsteher des Zweckverbandes.

§27
Beiträge und Gebühren

1. Der Verband erhebt nach Maßgabe seiner hierzu 
gesondert erlassenen Satzungen Beiträge und Gebühren, 
die auf dem Brandenburgischen Kommunal­
abgabengesetz beruhen.

2. Für die Genehmigung von Grundstücksentwässerungs­
anlagen werden Verwaltungskosten nach der Venval- 
tungskostensatzung erhoben.

§28
Übergangsregclung

Die vor Inkrafttreten der Satzung eingeleitetcn Genehmi­
gungsverfahren werden nach den Vorschriften dieser Satzung
weitergeführt.

Für den Fall, dass diese Satzung unter Verletzung von 
Verfahrens- oder Fonnvorschriften, die in der Gemeindeord­
nung für das Land Brandenburg enthalten oder aufgrund 
dieses Gesetzes erlassen worden sind, zustande gekommen 
ist, so ist diese Verletzung unbeachtlich, wenn sic nicht 
schriftlich innerhalb eines Jahres seit der öffentlichen 
Bekanntmachung der Satzung gegenüber dem Zweckverband 
unter der Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der 
Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend gemacht worden ist.

Fürstenwalde, 16.07.2002 
Ort, Datum

Reim
Vcrbaudsvorstcher

Anlage zur Abwasserbeseitigungssatzung

Maximalwerte für Abwassereinleitungen

Für das Einleiten von Abwasser in die Abwasserentsor­
gungsanlage gelten, soweit nicht durch wasserrechtliche 
Vorschriften die Einleitbefugnis weitgehend einge­
schränkt ist, die folgenden Einleitgrenzwerte in der nicht 
abgesetzten Stichprobe:

1.

Maximalwerte Norm
35 °C DIN 38 404 C4 

DIN 38 404 C5

Inhaltsstoffe
Temperatur 
pH- Wert 
Absetzbare Stoffe 
(nach 15 min Absetzzeit) 1,5 ml/1 
AbfiltrieTbare Stoffe 
Chem. Sauerstoffbedarf

6,0 bis 9,5
§29

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit dem Tage nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft, gleichzeitig treten die 
Abwasserbeseitigungssatzung vom 17.12.1997 (veröffentlicht 
in der Märkischen Oderzeitung vom 16.01.1998), zuletzt 
geändert durch erste Änderungssatzung vom 05.07.2000 
(veröffentlicht in der Märkischen Oderzeitung vom 
22723.07.2000), die Abwasserbeseitigungssatzung vom 
30.05.2001 (veröffentlicht im Amtsblatt für den Landkreis 
Oder- Spree vom 20.08.2001 S. 5, berichtigt im Amtsblatt für 
den Landkreis Oder- Spree vom 06.09.2001 S. 2) sowie die 
Abwasserbeseitigungssatzung vom 31.01.2002 (veröffentlicht 
im Amtsblatt für den Landkreis Oder- Spree vom 22.02.2002 
S. 41) außer Kraft.

DIN 38 409 H9 
DIN 38 409 H2400 mg/1

1500 mg/1 
95 mg/1

DIN 38 409 H41 
DIN 38 406 E5 od. 
DIN EN ISO 11732 
(E 23)
DIN 38 409 H 27 
DINEN ISO 11885 
(E 22)
DINEN 1189 (D 11) 
DIN EN ISO 
10304 - 2 (D 20) 
DIN EN ISO 
10304-2 (D20)
DIN 38 405 D26

CSB homog. 
Ammonium - N

Stickstoff gesamt 
Phosphor gesamt

100 mg/1 
15 mg/1

400 mg/1Chlorid

300 mg/1Sulfat

0,2 mg/1Sulfid
Arsen
(Kontrolle mit 
Hydridsystem)

Fiirstcnwalde, 16.07.2002 
Ort, Datum

Fürstenwalde, 16.07.2002 
Ort, Datum

0,05 mg/1 DIN EN ISO 
11969 (D 18) od.
Vdl 2268 Bi. 4 
DIN 38 406 E6 od. 
DINEN ISO 11885 
(E 22)
DIN EN ISO 5961 
(E 19)
DINEN 1233 (E 10) 
DIN 38 406 E7 od. 
DIN EN ISO 11885 
(E 22)

0,3 mg/1BleiSchröder 
Vorsitzender der 
Verbandsversammhmg

Reim
Verbandsvorsteher

0,1 mg/1Cadmium

Chrom gesamt 
Kupfer

0,3 mg/1 
0,5 mg/1

Bekanntmachungsanordnung

Die öffentliche Bekanntmachung der am 16.07.2002 
beschlossenen Abwasserbeseitigungssatzung des 
Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
Fürstenwalde und Umland wird hiermit angeordnet.
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Nickel 0,3 nig/1 DIN 38 406 Eli od. 
DINEN ISO 11885 
(E 22)

Inhaltsverzeichnis

Quecksilber
(Kontrolle mit Hydrids)0,008 rng/1 
Zink

§1 Allgemeines

Gegenstand der Beitragspflicht 

Entstehung der Beitragspflicht 

Beitragssatz, Beitragsmaßstab 
Beitragspflichtige

Festsetzung, Fälligkeit, Vorausleistungen

Ablösung

Zahlungsverzug

Auskunft*- und Duldungspflicht 
Anzeigepflicht 

Ordnungswidrigkeiten 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

DIN EN 1483 (E 12) 
DIN 38 406 E8 od. 
DIN EN ISO 11885 
(E 22)
DIN EN 1485 (H 14) 
DIN EN ISO 
10301 (F 4)
DIN 38 409 H16

§20,1 mg/
§3

§4AOX
LI IKW Summe

0,5 mg/I 
0,25 mg/1 §5

Phenolindex ohne dest. §61,0 mg/1
Schwerflüchtige lipophile 
Stoffe (organ. Fette) 25 mg/1
Kohlenwasserstoffe (Mineral­
öle u.a.)MKW

§7DIN 38 409 H17
§8

10 mg/1 DIN 38 409 Hl 8 od.
E DIN 38 409 - H53 

10 mg/1 DIN 38 409 H23 
5,0 mS/cm DIN EN 27 888 

(C 8)
Cyanid leicht freisetzbar 0,5 mg/1 DIN 38 405 D 13 - 2

§9
Tenside
Leitfähigkeit

§10

§11

§12

2. Werden von der oberen Wasserbehörde Anfordenmgsre- 
gelungen zur Behandlung und/oder Zurückhaltung 
bestimmter Abwasserinhaltsstoffe amtlich eingeführt, 
sind diese zu beachten.

3. Das zielgerichtete Verdünnen des Abwassers zum 
Erreichen der Einleitungsgrenzwerte ist unzulässig.

§1
Allgemeines

Der Zweckverband betreibt Einrichtungen und Anlagen 
der Abwasserentsorgung und -bchandlung als einheitli­
che zentrale öffentliche Einrichtung (Abwasserentsor­
gungsanlage) für das Verbandsgebiet. Die Abwasserent­
sorgungsanlage bildet eine rechtliche und wirtschaftliche 
Einheit.

Er erhebt nach Maßgabe dieser Satzung Anschlussbei­
träge zur teilweisen Deckung des durchschnittlichen 
Aufwandes für die Herstellung und Anschaffung der 
Abwasserentsorgungsanlage.

Er erhebt weiterhin nach Maßgabe dieser Satzung 
Anschlussbeiträge zur teilweisen Deckung des durch- 
scluiittlichen Aufwandes für die Verbesserung der 
Abwasserentsorgungsanlage.

Die Erhebung von Anschlussbeiträgen für die 
Erweiterung und Erneuerung bleibt einer gesonderten 
Satzung Vorbehalten.

Zum beitragsftihigen Aufwand gehören nicht Zuschüsse 
Dritter.

Der Beitrag wird zur Abgeltung des durch die 
Möglichkeit der Inanspruchnahme der öffentlichen 
Abwasserentsorgungsanlage gebotenen besonderen 
wirtschaftlichen Vorteils erhoben.

1.

2.
2. Satzung über die Erhebung von Beiträgen für die 

öffentliche Abwasserentsorgung in den Mitglieds­
gemeinden des Zweckverbandes Wasserversor­
gung und Abwasserentsorgung Fürstenwalde und 
Umland

3.

Zweckx'erband Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
Fürstemvalde und Undand 4.

Satzung
über die Erhebung von Beirägen für die öffentliche 

Abwasserentsorgung in den Mitgliedsgeincinden des 
Zweckverbandes Wasserversorgung und Abwasserent­

sorgung Fürstemvalde und Umland

5.

6.

Aufgrund §§ 5, 35 Abs. 2 Nr. 10, 15 der Gemeindeordnung 
(GO) für das Land Brandenburg in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10.10.2001 (GVB1. I S. 154) und der 
§§ l, 2, 8 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Brandenburg (KAG) in der Fassung der Bekaiuitma- 
clumg vom 15. Juni 1999 (GVB1. I S. 231), geändert durch 
Gesetz zur Änderung abgabenrechtlicher Vorschriften im 
Land Brandenburg vom 18.12.2001 (GVB1. I S. 287), sowie 
dem Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Mai 1999 (GVB1. 
1 S. 194) hat die Verbandsversammlung gern. §9 der 
Verbandssatzung des Zw’eckverbandes Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung Fürstemvalde und Umland auf ilirer 
Sitzung am 16.07.2002 folgende Satzung beschlossen:

§2
Gegenstand der Beitragspflicht

Der Beitragspflicht zur Deckung des Aufwandes nach 
§ 1 Abs. 2 und 3 unterliegen alle Grundstücke, die über 
einen Anschlusskanal an die Abwasserentsorgungsanla­
ge angeschlossen werden können oder tatsächlich 
angeschlossen sind und

a) für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
durch einen Bebauungsplan festgesetzt ist, sobald 
sie bebaut oder gewerblich genutzt werden dürfen, 
oder

1.
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b) für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der Ver­
kehrsaufFassung Bauland sind und nach der geord­
neten Entwicklung der Gemeinde zur Bebauung 
oder gewerblichen Nutzung anstehen.

2. Wird ein Grundstück über einen Anschlusskanal an die 
Abwasserentsorgungsanlage angeschlossen, so unterliegt 
es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Vorausset­
zungen des Abs. 1 nicht vorliegen.

3. Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich 
das Grundstück im bürgerlich rechtlichen Sinne. 
Mehrere selbständig nicht baulich oder gewerblich 
nutzbare Grundstücke gelten als ein Grundstück, wenn 
die Eigentümer oder andere nach § 5 Beitragspflichtige 
identisch sind, die Grundstücke aneinander grenzen und 
sie nur in ihrer Gesamtheit baulich oder gewerblich 
nutzbar sind.

4. Wird ein bereits an die Abwasserentsorgungsanlage 
angeschlossenes Grundstück durch Hinzunahme eines 
angrenzenden Grundstücks, für das ein Anschlussbeitrag 
noch nicht erhoben wurde, zu einer wirtschaftlichen 
Einheit verbunden, so wird der Anschlussbeitrag für das 
hinzukommende Grundstück nacherhoben.

3. Der Anschlussbeitrag wird nach einem nutzungsbezoge­
nen Flächenmaßstab nach Maßgabe der folgenden 
Absätze berechnet. Dabei wird die anrechenbare 
Grundstücksfläche mit dem grundstücksbezogenen 
Nutzungsfaktor vervielfacht.

4. Als anrechenbare Grundstücksfläche gilt:

a) bei Grundstücken, die im Geltungsbereich eines 
Bebauungsplanes oder eines Vorhaben- und Er­
schließungsplans (VEP) liegen, die Fläche, für die 
im Bebauungsplan bzw. im Vorhaben- und Er­
schließungsplan (VEP) eine bauliche oder gewerb­
liche Nutzung festgesetzt ist;

b) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan oder 
VEP besteht, die aber innerhalb eines im Zusam­
menhang bebauten Ortsteils liegen (Innenbereich, 
§ 34 BauGB), die dem Innenbereich zuzuordnende 
Fläche des Grundstücks,

c) bei Grundstücken, die über die sich nach den 
Buchstaben a) und b) ergebenden Grenzen hinaus 
bebaut oder gewerblich genutzt sind,

aa) und die mit einer Grundstücksgrenze an dem 
Hauptsanunlergrundstück (Grundstück in dem 
der Hauptsammler verläuft) angrenzen, die 
Fläche zwischen der dem Hauptsammlergrund­
stück zugewandten Grundstücksscite und einer 
dazu verlaufenden Parallelen, deren Abstand 
durch die bauordnungsrechtlich zulässige Be­
bauung oder gewerbliche Nutzung bestimmt 
wird,

bb) und die nicht an ein Hauptsammlergrundstück 
angrenzen oder lediglich durch einen zum 
Grundstück gehörenden öffentlichen oder pri­
vaten Weg mit diesem verbunden sind, die 
Fläche zwischen der zu dem Hauptsanunler­
grundstück hegenden Grundstücksscite und 
einer dazu verlaufenden Parallelen, deren Ab­
stand durch die bauordnungsrechtlich zulässige 
Bebauung oder gewerbliche Nutzung bestimmt 
wird, wobei der das Grundstück verbindende 
Weg bei der Berechnung unberücksichtigt 
bleibt,

cc) und bei denen die tatsächliche Bebauung über 
die bauordnungsrechtliche Bebauungsgrenze 
hinausgeht, ist die tatsächliche Bebauungs­
grenze für die Grundstückstiefe maßgebend.

d) bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) 
die Grundfläche der an die Abwasserentsorgungs­
anlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch 
die Grundflächenzahl 0,2. Die so ermittelte anre­
chenbare Grundstücksfläche wird den vorhandenen 
Gebäuden derart zugeordnet, dass ihre Grenze je­
weils im gleichen Abstand von den Außenwänden 
der Gebäude verläuft. Bei einer Überschreitung der 
Grundstücksgrenze erfolgt eine gleichmäßige Flä­
chenergänzung auf dem Grundstück.

e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die 
Nutzung als Friedhof festgesetzt ist oder die inner­
halb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 
(§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, die 
Grundfläche der an die Abwassercntsorgungsanlage 
angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die

§3
Entstehung der Beitragspflicht

1. Die Beilragspflicht entsteht mit der betriebsfertigen 
Herstellung der Abwnsscrentsorgungsanlage einschließ­
lich des Grundstücksanschhisses vor dem Grundstück, 
die den Anschluss des Grundstückes an die Abwasser­
entsorgungsanlage ermöglicht, in den Fällen des § 2 
Abs. 2 dieser Satzung mit dem Anschluss des Grundstü­
ckes.

2. Die Beitragspflicht besteht auch für Grundstücke, die an 
die Abwassercntsorgungsanlage angeschlossen sind und 
für die noch kein Beitrag erhoben wurde.

3. Für Grundstücke, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieser Satzung bereits an die zentrale öffentliche 
Abwasserentsorgungsanlage angeschlossen waren oder 
angeschlossen werden konnten, entsteht die Beitrags­
pflicht mit Inkrafttreten dieser Satzung.

4. In diesen Fällen entsteht keine Beilragspflicht, wenn für 
den Anschluss an die Abwasserentsorgungsanlage 
bereits eine Anschlussgebühren- oder Beitragspflicht 
nach früherem Recht entstanden war und wenn diese 
durch Zahlung, Erlass oder Verjährung erloschen ist. 
Hierzu besteht die Nachweispflicht durch den Beitrags­
pflichtigen.

§4
Beitragssatz, Beitragsmaßstab

1. Der Beitragssatz im Sinne des § 1 Abs. 2 beträgt für die 
erstmalige Herstellung und Anschaffung der Abwasser­
entsorgungsanlage (Herstellungsbeitragssatz) 2,56 Euro 
pro m2 anrechenbare Grundstücksfläche nach Maßgabe 
der Absätze 3 bis 11. Er beinhaltet den Verbesserungs­
beitragssatz nach § 4 Abs. 2.

2. Der Beitragssatz im Sinne des § 1 Abs. 3 für die 
Verbesserung der Klärleistung der Kläranlage Fürsten­
walde (Verbesserungsbeitragssatz) beträgt 0,61 Euro pro 
m2 anrechenbare Gnmdstücksfläche nach Maßgabe der 
Absätze 3 bis 11.
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Gmndflächenzahl 0,2. Die so ermittelte anrechen­
bare Grundstücksfläche wird den vorhandenen Ge­
bäuden derart zugeordnet, dass ihre Grenze jeweils 
im gleichen Abstand von den Außenwänden der 
Gebäude verläuft. Bei einer Überschreitung der 
Grundstücksgrenze erfolgt eine gleichmäßige Flä­
chenergänzung auf dem Grundstück.

5. Die nach Abs. 4 ermittelte Grundstücksfläche wird mit 
einem Nutzungsfaktor vervielfacht. Dieser beträgt:

a) für das erste Vollgeschoss 1,0
für jedes weitere Vollgeschoss weitere 0,6

b) bei Grundstücken in Kern-, Gewerbe- und Indust­
riegebieten beträgt der Nutzungsfaktor abweichend 
von Buchstabe a):

für das erste Vollgeschoss 2,0
für jedes weitere Vollgcschoss weitere 1,2

zulässige Zahl der Geschosse - abweichend von Abs. 6 - 
nach dem Stand der Planungsarbeiten maßgebend.

10. Als Geschosse gelten Vollgeschosse im Sinne der 
Landesbauordnung.

11. Bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind oder 
für die eine Nutzung als Friedhof festgesetzt ist, gilt die 
Zahl von 0,25 Vollgeschossen. Bei Festsetzung einer 
sonstigen Nutzung für das Grundstück (z. B. als Sport- 
und Campingplätze, Freibäder) gilt die Zahl von 
0,75 Vollgeschossen.

§5
Beitragspflichtige

Beitragspflichtig ist, wer zum Zeitpunkt der 
Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer des 
Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbau­
recht belastet, so tritt an die Stelle des Eigentümers der 
Erbbauberechtigte.

Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, so tritt 
der Nutzer au die Stelle des Eigentümers. Nutzer sind 
die in § 9 des Sachenrechtsbereinigungsgesetz vom 21. 
September 1994 (BGBl. I S. 2457) genannten natürli­
chen oder juristischen Personen des privaten und des 
öffentlichen Rechts. Die Beitragspflicht dieses Perso- 
nenkreiscs entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt der 
Fälligkeit des Beitrages das Wahlrecht über die Bestel­
lung eines Erbbaurechtes oder den Ankauf des Grund­
stücks gemäß §§15 und 16 des Sachenrechtsbereini­
gungsgesetzes bereits ausgeübt und gegen den Anspruch 
des Nutzers keine nach dem Sachenrechtsbereinigungs­
gesetz statthaften Einreden und Einwendungen geltend 
gemacht worden sind; andernfalls bleibt die Beitrags­
pflicht des Grundstückseigentümers unberührt.

Mehrere aus gleichem Rechtsgrund Verpflichtete haften 
als Gesamtschuldner.

1.

Maßgebend für die Art der Nutzung sind im Geltungsbe­
reich eines Bebauungsplanes/VEP dessen Festsetzungen. 
Sind in einem Bebauungsplan keine Festsetzungen über 
die Art der Nutzung vorhanden oder besteht kein 
Bebauungsplan oder besteht eine andere als die ge­
nannte Gebietsausweisung, so ist die Art der Nutzung 
maßgebend, die tatsächlich überwiegend vorhanden ist.

6. Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im 
Bebauungsplan oder VEP festgesetzte höchstzulässige 
Zahl der Vollgeschosse. Weist der Bebauungsplan/VEP 
lediglich eine Baumassenzahl und keine Vollgeschoss­
zahl aus, so gilt als Geschosszahl die Baumassenzahl 
geteilt durch 2,8, Dabei werden Bruchzahlen bis 0,5 auf 
die vorausgehende volle Zahl ab- und solche ab 0,5 auf 
die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet. Ist im 
Einzelfall eine größere Geschosszahl genehmigt, ist 
diese zugrunde zu legen. In unbeplanten Gebieten und 
bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan/VEP 
weder die Geschosszahl noch die Baumassenzahl 
festsetzt, ist die Zahl der auf den Grundstücken der 
näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Geschos­
se maßgebend, mindestens aber die tatsächlich auf dem 
Grundstück vorhandene Geschosszahl.

Ist die Geschosszahl wegen der Besonderheiten des 
Bauwerkes nicht feststellbar, gilt bei gewerblichen und 
industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 
m Höhe des Bauwerkes als ein Vollgeschoss, bei allen 
in anderer Weise baulich genutzten Grundstücken je 
angefangene 2,30 m Höhe des Bauwerkes als ein 
Vollgeschoss.

7. Grundstücke, für die im Bebauungsplan eine 
gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, 
werden wie Grundstücke mit eingeschossiger Bebaubar­
keit behandelt.

8. Im Außenbereich nach § 35 BauGB bei unbebauten 
Grundstücken, für die ein Bauvorhaben genehmigt ist, 
gilt die Zahl der genehmigten Geschosse, mindestens 
aber die Anzahl der in der näheren Umgebung vorhan­
denen Geschosse. Bei bebauten Grundstücken im 
Außenbereich gilt die tatsächlich vorhandene Geschoss­
zahl, mindestens aber die Anzahl der in der näheren 
Umgebung vorhandenen Geschosse.

9. Wird für Gebiete ein Bebauungsplan nach § 33 BauGB 
aufgestellt, ist nach dem Aufstellungsbeschluss die

2.

3.

§6
Festsetzung, Fälligkeit, Vorausleistungen

Der Anschlussbeitrag im Sinne des § 1 Abs. 2 und 3 
wird durch Bescheid festgesetzt und ist einen Monat 
nach der Bekanntgabe des Bescheides fällig.

Auf die künftige Beitragsschuld nach § 1 Abs. 2 oder 3 
können Vorausleistungen verlangt werden, sobald mit 
der Investitionsmaßnahme begonnen worden ist. Die 
Höhe der Vorauszahlung beträgt 70 % des voraussichtli­
chen Anschlussbeitrages.

Der Vorausleistungsbescheid wird entsprechend Abs. 1 
festgesetzt und fällig.

1.

2.

3.

§7
Ablösung

In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht 
entstanden ist, kamt die Ablösung durch Vertrag 
vereinbart werden. Der Ablösungsbeitrag ist nach 
Maßgabe des in § 4 Abs. 3 bis 11 bestimmten Beitrags­
maßstabes und des in § 4 Abs. 1 und 2 festgelegten 
Beitragssatzes zu ermitteln.

Durch Zahlung des Ablösungsbeitrages wird die 
Beitragspflicht endgültig abgegolten.

1.

2.
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Märkischen Oderzeitung vom 16.01.1998), zuletzt 
geändert durch vierte Ändeningssatzung vom 
20.11.2000 (veröffentlicht in der Märkischen Odcrzei- 
tung vom 09./10.12.2000), die Satzung über die 
Erhebung von Beiträgen für die öffentliche Abwasscr- 
entsorgung in den Mitgliedsgemeinden des Zwcckvcr- 
bandes Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
Fürstenwalde und Umland vom 30.05.2001 (veröffent­
licht im Amtsblatt für den Landkreis Oder- Spree vom 
20.08.2001, S. 16, berichtigt im Amtsblatt für den 
Landkreis Oder- Spree vom 06.09.2001, S. 13) sowie 
die Satzung über die Erhebung von Beiträgen ftir die 
öffentliche Abwasserentsorgung in den Mitgliedsge­
meinden des Zweckverbandes Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung Fürstenwalde und Umland vom 
31.01.2002 (veröffentlicht im Amtsblatt für den 
Landkreis Oder- Spree vom 22.02.2002, S. 60) außer 
Kraft.

§8
Zahlungsverzug

Rückständige Abgaben werden im Verwaltungszwangsvcr- 
fahren eingezogen. Das Verwaltungsvollstreckungsgesetz 
(GVB1 S. 661 vom 18.12.1991, zuletzt geändert GVB1. I S. 
218 vom 26.11.1998) in der jeweiligen Fassung findet 
Anwendung. Säumniszuschläge werden neben Aussetzungs­
und Stundungszinsen nach Maßgabe der Abgabenordnung 
(AO) (BGBl. I S. 613 vom 16.03.1976, zuletzt geändert 
BGBl. I S. 1433 vom23.10.2000)erhoben.

§9
Auskunft«- und Duldungspflicht

Die Beitragspflichtigen haben dem Verband jede Auskunft zu 
erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung der Beiträge 
erforderlich ist. Sie haben zu dulden, dass Beauftragte des 
Verbandes das Grundstück betreten, um Prüfungen und 
Feststellungen vorzunehmen.

§10
Anzeigepflicht

1. Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse, auch ohne 
Eintragung im Grundbuch, ist dem Verband von dem 
bisherigen Beitragspflichtigen innerhalb eines Monats 
nach dem Wechsel schriftlich anzuzeigen.

2. Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die 
Berechnung der Beiträge beeinflussen, so hat der 
Pflichtige dies unverzüglich dem Verband schriftlich 
anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht ftir ihn, 
wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert oder 
beseitigt werden.

16.07.2002 
Ort, Datum

16.07.2002 
Ort, Datum

Reim
Verbandsvorsteher

Schröder 
Vorsitzender der 
Vcrbandsversammlung

Bekanntmachungsanordnung

§11
Ordnungswidrigkeiten

1. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
im Sinne dieser Satzung

a) seiner Anzeigepflicht nach § 10 Abs. 1 oder Abs. 2 
nicht oder nicht rechtzeitig genügt,

b) seiner Auskunftspflicht nach § 9 Satz 1 nicht 
nachkommt,

c) entgegen § 9 den Zutritt nicht gewährt oder das 
Betreten oder Befahren seines Grundstücks nicht 
duldet,

2. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
5.000 € geahndet werden.

3. Das Ordnungswidrigkeitengesetz in der jeweils 
aktuellen Fassung findet Anwendung. Zuständige 
Verwaltungsbehörde ist der Verbandsvorsteher des 
Zweckverbandes.

Die öffentliche Bekanntmachung der am 16.07.2002 
ausgefertigten Beitragssatzung des Zweckverbandes 
Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Fürstenwalde 
und Umland wird hiermit angeordnet.

Für den Fall, dass diese Satzung unter Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften, die in der Gemeindeord­
nung für das Land Brandenburg enthalten oder aufgrund 
dieses Gesetzes erlassen worden sind, zustande gekommen 
ist, so ist diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht 
schriftlich innerhalb eines Jahres seit der öffentlichen 
Bekanntmachung der Satzung gegenüber dem Zweckverband 
unter der Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der 
Tatsache, die den Mangel ergibt, gellend gemacht worden ist.

Fürstenwalde, 16.07.2002 
Ort, Datum

§12
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Satzung tritt mit Ausnahme von § 1 Abs. 3 und 
§ 4 Abs. 2 zum 01.05.1994 in Kraft.

2. Abweichend von Abs. 1 treten § 1 Abs. 3 und § 4 Abs. 2 
zum 17.01.1998 in Kraft.

3. Gleichzeitig treten die Satzung über die Erhebung von 
Beiträgen und Gebühren für Anschlüsse an das Abwas­
serkanalnetz und zur Abwasserentsorgung im Zweck­
verbandsgebiet vom 17.12.1997 (veröffentlicht in der

Reim
Verbandsvorsteher

1.
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Untersuchung des Schmutzwassers

Gebührenmaßstab und Gebührensatz für die 
Entsorgung von Schmutzwasser aus abflusslosen 
Sammelgruben

Gebührenzuschläge

Gebührenmaßstab und Gebührensatz für die 
Schlammentsorgung aus Kleinkläranlagen

Abrechnung, Veranlagung und Fälligkeit

Haftung

Anzeigepflichten

Ordnungswidrigkeiten

Anordnungen für den Einzclfall

Inkrafttreten

§143. Salzung über die dezentrale öffentliche 
Entsorgung vom Schmutzwasser aus abflusslosen 
Sammelgruben und des nicht separierten 
Schlammes aus Kleinkläranlagcn

§15

§ 15a

Zwecleverband Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
Fürstenwalde und Umland

§16

§17
Satzung des Zweckverbandes Wasserversorgung und 

Abwasserentsorgung Fürstenwalde und Umland über die 
dezentrale öffentliche Entsorgung von Schmutzwasser aus 

abflusslosen Sammelgrubcn und des nicht separierten 
Schlammes aus Kleinkläranlagcn

§18

§19

§20

§21

§22Aufgrund der §§ 5, 35 Abs. 2 Nr, 10, 15 der Gemeindeord­
nung für das Land Brandenburg in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10.10.2001 (GVB1.1 S. 154), der §§ 1, 
2, 4, 6 und 12 des Komniunalabgabengesetz ftir das Land 
Brandenburg in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15,06.1999 (GVB1.1 S. 231), geändert durch Gesetz zur 
Änderung abgabenrechtlicher Vorschriften im Land 
Brandenburg vom 18. Dezember 2001 (GVB1. I S. 287), dem 
Brandenburgischen Wassergeselz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13.07.1994 (GVBI. I S. 302, ber. 
durch GVBI. vom 11.06.1997 S. 62, geändert durch Gesetze 
vom 17.12.1996 (GVBI. I S. 364), vom 22.12.1997 (GVBI. I 
S. 168) und vom 28.06.2000 (GVBI. I S. 90, ber. S. 129) in 
der jeweils geltenden Fassung, der Verbandssatzung des 
Zweckverbandes Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
Fürstenwalde und Umland und der Abwasserbeseitigungssat­
zung des Zweckverbandes Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung Fürstenwalde und Umland, hat die 
Verbandsversammlung des Zweckverbandes Wasserversor­
gung und Abwasserentsorgung Fürstenwalde und Umland in 
ihrer Sitzung vom 16.07.2002 die nachstehende Satzung 
beschlossen.

§1
Allgemeines

(1) Der Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserent­
sorgung Fürstenwalde und Umland, im Folgenden 
Zweckverband genannt, besorgt nach dieser Satzung die 
Entleerung, Abfuhr und Behandlung von Schmutzwasser 
aus abflusslosen Sammelgruben und nicht separiertem 
Schlamm aus Kleinkläranlagen.

(2) Die Schmutzwasserentsorgung aus abflusslosen 
Sammelgruben und die Entsorgung von nicht separier­
tem Klärschlamm sowie die in der Abwasserbesciti- 
gungssatzung des Zweckverbandes geregelte öffentliche 
zentrale Schinutzwasserbeseitigung bilden jeweils eine 
öffentliche Einrichtung.

(3) Die Schmutzwasserentsorgung erstreckt sich nur auf die 
Mitgliedsgemeinden des Zweckverbandes.

(4) Die Organisation einer geordneten Abfuhr bestimmt der 
' Zweckverband im Rahmen der ihm übertragenen

Schmutzwasserbeseitigungspflicht in eigenem Ermessen.

(5) Der Zweckverband kann die Schmutzwasser- und 
Fäkalschlanunentsorgung ganz oder teilweise durch 
Dritte vornehmen lassen.

(6) Ein Rechtsanspruch auf Beseitigung des Niederschlags­
wassers durch den Zweckverband überhaupt oder in 
bestimmter Weise oder auf Einleitung in die öffentliche 
dezentrale Schmutzwasserbeseitigung besteht nicht.

Inhalt

§1 Allgemeines

Grundstücksbegriff- Grundstückseigentümer - 
Abgabenschuldner

Begriffsbestimmungen

Anschluss- und Benutzungsrecht

Anschluss- und Benutzungszwang

Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang

Sondervereinbarungen

Grundstücksentwässerungsanlage

Herstellung und Prüfung der Grundstücksent- 
wässerungsanlagc

Prüfungsrecht

Stilllegung von Entwässerungsanlagen auf dem 
Grundstück

Entsorgung des Schmutzwassers 
Einleitbedingungen

§2

§3

§4
§2§5

Grundstücksbegriff- Grundstückseigentümer - 
Abgabenschuldner

(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich 
das Grundstück im bürgerlich rechtlichen Sinne. 
Mehrere selbständig nicht baulich oder gewerblich 
nutzbare Grundstücke gelten als ein Grundstück, wenn 
die Eigenttimer identisch sind, die Grundstücke anein­
ander grenzen und sie nur in ihrer Gesamtheit baulich 
oder gewerblich nutzbar sind.

(2) Soweit sich die Vorschriften dieser Satzung auf die 
Grundstückseigentümer beziehen, gelten die Regelungen 
entsprechend auch ftir Erbbauberechtigte. 1st ein 
Erbbaurecht bestellt, tritt der Erbbauberechtigte an die 
Stelle des Eigentümers. Besteht für ein Grundstück ein

§6

§7

§8

§9

§10
§11

§12
§13
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dass die Übernahme und Abfuhr des Schmutzwassers 
und des Fäkalsclilammes problemlos möglich sind.

(2) Auf allen Grundstücken, die der öffentlichen Anschluss- 
und Entsorgungspflicht unterliegen, ist insbesondere 
unter der Maßgabe der §§ 12 bis 14 alles Schmutzwas­
ser, mit Ausnahme von Niederschlagswasser, der 
abflusslosen Sammelgrabe zuzuführen und dem 
Zweckverband zu überlassen.

(3) Der abflusslosen Sammelgrube ist kein Schmutzwasser 
zuzuführen, zu dessen Aufnahme sie bestimmungsgemäß 
nicht geeignet oder vorgesehen ist; es gelten die 
Einleitbedingungen der Abwasserbeseitigungssatzung 
des Zweckverbandes in der jeweils geltenden Fassung.

(4) Zur Einhaltung dieser Bestimmungen sind die 
Grundstückseigentümer verpflichtet. Sie haben auf 
Verlangen des Zweckverbandes oder seines Beauftrag­
ten die dafür erforderliche Überprüfung zu dulden und 
zu unterstützen.

Nutzungsrecht, so tritt der Nutzer an die Stelle des 
Eigentümers. Nutzer sind die in § 9 Sachenrechtsberei­
nigungsgesetz vom 21.09.1994 (BGBl. I S. 2457) 
genannten natürlichen und juristischen Personen des 
privaten und öffentlichen Rechts. Mehrere Eigentümer, 
Erbbauberechtigte oder Nutzer eines Grundstückes 
haften als Gesamtschuldner.

(3) Abgabenschuldner für die nach dieser Satzung 
erhobenen Gebühren ist der Grundstückseigentümer; 
Abs. 2 gilt entsprechend.

§3
Begriffsbestimmungen

(1) Zur dezentralen öffentlichen Schmutzwasserbeseitigung 
gehören alle Vorkehrungen und Einrichtungen zur 
Abfuhr und Behandlung von Schmutzwasser aus 
abflusslosen Sammelgruben des zu entwässernden 
Grundstücks.

(2) Abflusslose Sammelgruben sammeln das auf dem 
Grundstück anfallende Schmutzwasser, ohne es einer 
weiteren Behandlung zu unterziehen.

(3) Grundsttlcksentwässerungsanlagen sind die gesamten 
Einrichtungen eines Grundstückes, die dem Ableiten 
und Sammeln des Schnuitzvvassers dienen.

(4) Fäkalschlamm ist der Anteil des häuslichen oder in der 
Beschaffenheit ähnlichen Abwassers, der in der Grund­
stückskläranlage zurückgehalten wird und im Rahmen 
der öffentlichen Entsorgung in Abwasseranlagen 
eingeleitet werden soll. Nicht dazu zählt der in Grund­
stückskläranlagen mit Abwasserbelüftung zurückgehal­
tene stabilisierte Schlamm.

(5) Im Übrigen gelten die Begriffsbestimmungen der 
Abwasserbeseitigungssatzung des Zweckverbandes in 
der jeweils geltenden Fassung.

§6
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur 
Entsorgung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, 
wenn der Anschluss oder die Entsorgung aus besonderen 
Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse 
des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Der Antrag auf 
Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich beim 
Zweckverband einzureichen.

(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, 
Auflagen lind Widerrufsvorbehalt erteilt werden.

§7
Sondervereinbarungen

Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss oder zur 
Benutzung berechtigt oder verpflichtet, so kann der 
Zweckverband durch Vereinbarung ein besonderes 
Benutzungsverhältnis begründen, wobei die Bestimmungen 
dieser Satzung sinngemäß Anwendung finden.

§4
Anschluss- und Benutzungsrecht

(1) Jeder Grundstückseigentümer ist nach den Bestimmun­
gen dieser Satzung zum Anschluss seines Grundstückes 
an die dezentrale öffentliche Schmutzwasserbeseitigung 
berechtigt. Er ist dabei insbesondere nach Maßgabe der 
§§ 12 bis 14 auch berechtigt, das anfallende Schmutz­
wasser entsorgen zu lassen.

(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur 
auf solche Grundstücke, auf denen das dort anfallende 
Schmutzwasser nicht direkt in die öffentliche zentrale 
Schniutzwasseranlage eingeleitet werden kann.

(3) Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht, wenn 
das Schmutzwasser wegen seiner Art und Menge über 
die Einleitbedingungen der Abwasserbeseitigungssat­
zung des Zweckverbandes in der jeweils geltenden 
Fassung hinausgeht und nicht ohne weiteres vom 
Zweckverband übernommen werden kamt.

§8
Grundstücksentwässerungsanlage

(1) Jedes Grundstück, das gemäß dieser Satzung der 
öffentlichen Schmutzwasser- und Fäkalschlammentsor­
gung durch den Zweckverband unterliegt, ist vom 
Grundstückseigentümer mit einer Grundstücksentwässc- 
nmgsanlage zu versehen; auch zwei oder mehrere 
Grundstücke körnten eine gemeinsame Grundstücksent­
wässerungsanlage haben. Diese muss nach anerkannten 
Regeln der Technik und den besonderen Forderungen 
des Bau- und Wasserrechts hergestelit, betrieben und 
unterhalten werden. Ihr Zustand muss ein sicheres und 
gefaltrloses Entsorgen gewährleisten.

(2) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist auf dem 
anzuschließenden Grundstück so zu erstellen, dass die 
Abfuhr des Schmutzwassers durch die vom Zweckver­
band zugclassenen Entsorgungsfahrzeuge problemlos 
möglich ist. Die Abgabenschuldner nach § 2 Abs. 3 
haben die Ansauganschlüsse der abflusslosen Sammel­
gruben und Kleinkläranlagen bis zur Grundstücksgrenze 
(Straßenseite) zu führen.

§5
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Die nach § 4
verpflichtet, ihre Grundstücke an die dezentrale 
öffentliche Sclumitzwasserbeseitigung anzuschließen. 
Dabei sind deren Grundstücke einschließlich der 
Bestandteile und etwaigen Zubehörs so herzurichten,

Anschluss Berechtigten sindzum
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(3) Bereits bestehende, nach jeweils gültigem Bau- und 
Wasserrecht errichtete, abflusslose Sammelgruben 
besitzen im Sinne des Baurechts Bestandsschutz.

Der Bestandsschutz erstreckt sich nicht auf bauliche 
oder sonstige erforderliche Maßnahmen, die im Sinne 
der Gefahrenabwehr und der problemlosen Entsorgung 
gemäß Abs. 2 erforderlich sind.

Für den Umfang der Sanierungsmaßnahmen ist der 
Zeitpunkt der Erstellung der öffentlichen zentralen 
Schmutzwasseranlage angemessen zu berücksichtigen.

die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Die Grund­
stückseigentümer sollen davon vorher rechtzeitig 
verständigt werden.

(2) Der Zweckverband oder sein Beauftragter kann 
verlangen, dass die vom Grundstückseigentümer zu 
unterhaltenden Anlagen in einen Zustand gebracht 
werden, der erhebliche Störungen und Beeinträchtigun­
gen der Schmutzwasser- oder Fäkalschlammentsorgung 
ausschließt. Für den Umfang der Maßnahmen ist der 
Zeitpunkt der Herstellung der öffentlichen zentralen 
Schmutzwasseranlage angemessen zu berücksichtigen.

(3) Die Grundstückseigentümer haben Schäden an der 
Grundstücksentwässerungsanlage, Überwachungsein­
richtung und etwaiger Vorbehandlungsanlage unverzüg­
lich dem Zweckverband anzuzeigen. Nach anderen 
Vorschriften bestehende Bau-, Betriebs- und Sorgfalts­
pflichten des Grundstückseigentümers bleiben unbe­
rührt.

§9
Herstellung und Prüfung der Grundstücksentwässe­

rungsanlage

(1) Neu zu errichtende abflusslose Sammelgruben lind 
Grundstückskläranlagen sind im Rahmen des Branden- 
burgischen BanordnungsreclUs von der zuständigen 
Bauordtumgsbehörde unter Beachtung der Stellungnah­
me der unteren Wasserbehörde genehmigungspflichtig.

(2) Bevor eine abflusslose Sammelgrube hergestellt oder 
geändert wird, sind dem Zweckverband die genehmigten 
Bauunterlagen einzureichen.

(3) Die Grundstückseigentümer haben dem Zweckverband 
den Beginn des Herstellens, des Ändems, des Ausfüh­
rens größerer Umbauarbeiten 2 Wochen vor Beginn der 
Maßnahme schriftlich anzuzeigen.

(4) Der Zweckverband und seine Beauftragten sind 
berechtigt, die Arbeiten jederzeit zu überprüfen. 
Rohrgrfiben dürfen nur mit vorheriger Zustimmung des 
Zweckverbandes verfällt werden; dies gilt nicht, wenn 
die Herstellung durch eine vom Zweckverband zugelas­
sene Installationsfinna vorgenommen wird. Die Abnah­
me erfolgt unverzüglich nach Anzeige der Fertigstellung 
der Grundstücksentwässerungsanlage.

(5) Festgestellte Mängel sind innerhalb einer vom 
Zweckverband oder seines Beauftragten zu setzenden 
angemessenen Frist durch die Grundstückseigentümer 
za beseitigen. Die Beseitigung der Mängel ist dem 
Zweckverband oder seinem Beauftragten zur Nachprü­
fung schriftlich anzuzeigen.

(6) Gnmdstücksentwässerungsanlagen dürfen nur mit 
Zustimmung des Zweckverbandes oder seines Beauf­
tragten in Betrieb genommen werden.

(7) Die Prüfung der Grunclstiicksentwässenmgsanlage durch 
den Zweckverband oder seines Beauftragten befreien 
den Grundstückseigentümer, den Bauherrn, den 
ausführenden Unternehmer und den Planer nicht von der 
Verantwortung für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie 
Planung und Ausführung der Anlage.

§10
Prüfungsrecht

(1) Der Zweckverband und seine Beauftragten, 
einschließlich des Betriebsführers, sind befugt, die 
Grundstücksentwässerungsanlagen bei Verdacht der 
Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit zu 
tiberprüfen, Schmutzwasser- und Fäkalschlammproben 
zu entnehmen und Messungen durchzuführen. Zu 
diesem Zweck ist den Beauftragten des Zweckverban­
des, die sich auf Verlangen auszuweisen haben, unge­
hindert Zugang zu allen Anlagenteilen zu gewähren und

§H
Stilllegung von Entwässerungsanlagen auf dem 

Grundstück

Die abflusslose Sammelgrube oder die Grundstückskläranla­
ge, die der Beseitigung des auf dem Grundstück anfallenden 
Schmutzwassers diente und nicht als Bestandteil der 
angeschlosseueu Grundstücksentwässerungsanlage genehmigt 
ist, hat der Grundstückseigentümer innerhalb von zwei 
Monaten auf seine Kosten so herzurichten, dass sie für die 
Aufnahme oder Ableitung von Schmutzwasser nicht mehr 
benutzt werden kamt.

§12
Entsorgung des Schmutzwassers

(1) Die Entleerung der abflusslosen Sammelgruben ist 
durch den Grundstückseigentümer von den vom 
Zweckverband beauftragten Entsorgungsuntemehmen 
durchführen zu lassen. Die Entsorgungsuntemehmen 
werden entsprechend der Verbandssatzung bekannt 
gegeben.

(2) Der Grundstückseigentümer hat die Notwendigkeit der 
Abfuhr rechtzeitig, in der Regel 5 Tage vorher, dem von 
ihm ausgewählten Entsorgungsuntemehmen anzuzeigen. 
Erfolgt die notwendige Abfuhr nicht bzw. weigert sicli 
der Entsorgungsuntemehmer zur Ausführung des 
Auftrages, ist der Zweckverband unverzüglich zu 
unterrichten. Der Grundstückseigentümer ist für jeden 
Schaden verantwortlich, der durch die Verzögerung oder 
Unterlassung der Anzeige entsteht. Bei Unterlassung 
einer Absage sind durch den Grundstückseigentümer die 
Kosten einer vergeblichen Anfahrt zu tragen.

(3) Der Inhalt der abflusslosen Sammelgruben und der 
Fäkalschlamm aus Grundslückskläranlagen geht mit der 
Aufnahme in das Entsorgungsfahrzeug in das Eigentum 
des Zweckverbandes über. Der Zweckverband ist nicht 
verpflichtet, in diesen Stoffen nach verlorenen Gegens­
tänden zu suchen oder suchen zu lassen. Werden darin 
Wertgegenstände gefunden, sind sie als Fundsache zu 
behandeln.

(4) Die Notwendigkeit der Entsorgung der Grundstücksklär­
anlage ist dem Zweckverband durch den Grundstücksei­
gentümer schriftlich 2 Monate vorher anzukündigen. 
Dabei ist die Menge des zu entsorgenden Fäkal-
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Schlamms mit anzuzeigen. Der Verband beauftragt dann 
direkt ein Hntsorgungsuntemehmen.

§13
Einleitbedingungen

(1) Für die Benutzung der öffentlichen dezentralen 
Schmutzwasseranlage gelten die Einleitbedingungen der 
Abwasserbeseitigungssatzung des Zweckverbandes in 
der jeweils geltenden Fassung.

(2) Spezielle Benutzungsbedingungen können gegenüber 
einzelnen Grundstückseigentümern im Rahmen von 
Sondervereinbarungen festgelegt werden.

(3) Über Abs. 2 hinaus kann der Zweckverband in 
Benutzungsbedingungen auch die Einleitung von 
Schmutzwasser besonderer Art und Menge ausschließen 
oder von besonderen Voraussetzungen abhängig machen, 
soweit dies zum Schutz des Personals und der Anlagen 
erforderlich ist.

Grundstückseigentümer auf seine Kosten einbauen 
lassen kann.

(4) Die Wassermenge wird geschätzt, wenn

1. ein geeichter Wasserzähler nicht vorhanden ist oder

2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung 
nicht möglich wird oder

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass 
die Messeinrichtung nicht den wirklichen 
Verbrauch angibt.

In diesem Fall ist der Wasserverbrauch der letzten 
zwei Jahre zugrunde zu legen. Die begründeten An­
gaben des Gebührenpflichtigen sind 2U berücksich­
tigen.

(5) Für das Sammeln und die Abfuhr des Schmutzwassers 
aus abflusslosen Sammelgruben erbebt der Zweckver­
band vom 01.01.2001 bis zum 31.12.2001 eine Trans­
portgebühr von 7,89 DM pro nF, für die Beseitigung des 
Sclunutzwassers aus abflusslosen Sammelgruben erhebt 
der Zweckverband vom 01.01.2001 bis zum 31.12.2001 
eine Einleitgebühr von 2,95 DM pro m3.

Diese werden als Gesamtgebühr in Höhe von 10,84 DM 
pro m* durch den Zweckverband erhoben.

Ab dem 01.01.2002 beträgt die Gesamtgebühr 5,54 € 
pro m3.

§14
Untersuchung des Schmutzwassers

(1) Bei anderem Schmulzwasser als dem in den 
Einleitbedingungen der Abwasserbeseitigungssatzung 
genannten kann der Zweckverband über die Art und 
Menge des in die abflusslose Sammelgrube eingeleiteten 
oder einzuleitenden Schmulzwassers Erklärung und 
Mitteilung der Zusammensetzung verlangen. Bevor 
erstmalig Schmutzwasser eingeleitet oder wenn Art und 
Menge des eingeleiteten Sclunutzwassers geändert 
werden, ist dem Zweckverband auf Verlangen nachzu­
weisen, dass das Schmutzwasser keine Stoffe enthält die 
unter das Verbot des § 13 fallen.

(2) Die Kosten der nach Abs. 1 notwendigen Analyse trägt 
der Grundstückseigentümer und sind dem Zweckver­
band zu erstatten.

§ 15a
Gebührenzuschläge

Bei Grundstücken, von denen aufgrund gewerblicher oder 
industrieller Nutzung überdurchschnittlich stark 
verschmutztes Abwasser eingeleitet wird, werden zur 
Eiuleitgebühr nach § 15 Abs. 5 Zuschläge erhoben. Stark 
verschmutztes Abwasser im Siime von Satz 1 ist Abwasser, 
dessen Schadstoffkonzentration den Grenzwert von 
1.500 mg/1 CSB oder 400 mg/1 abfiltrierbare Stoffe 
iiberscltreitet. Die Zuschläge werden auf die Eiuleitgebühr 
nach § 15 Abs. 5 erhoben und betragen bei Überschreitung 
mindestens eines der genannten Grenzwerte

um mehr als 20 %

um mehr als 100 %
Dabei wird das Vorliegen einer Überschreitung und der Grad 
der Überschreitung nach Maßgabe der Einleitbedingungen 
der Abwasserbeseitigungssatzung in der jeweils geltenden 
Fassung festgestellt und überwacht.

§16
Gebührenmaßstab und Gebührensatz für die 

Schlammentsorgung aus Kleinkläranlagen

§15
Gebiihrenmaßstab und Gebührensatz für die Entsorgung 

von Schmutzwasser aus abflusslosen Sammelgruben

(1) Für den Maßstab der Inanspruchnahme der dezentralen 
öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlage gelten

1. die dem Grundstück aus der öffentlichen Wasser­
versorgungsanlage zugelührte und durch Wasser­
zähler ermittelte Wassennenge, abzüglich der durch 
Gartenzähler festgestellten Wassennenge,

2. die dem Grundstück aus privaten Wasserversor­
gungsanlagen zugeffihrte und durch Wasserzähler 
nachgewiesene Wassennenge, abzüglich der durch 
Gartenzähler festgestellten Wassennenge,

3. das auf Grundstücken anfallende Niederschlags­
wasser, soweit es als Brauchwasser genutzt und 
mittels Wasserzähler festgestellt wird.

(2) Gartenzähler und sonstige Unterzähler sind gegenüber 
den Zweckverband anzeige- und abnahmepflichtig.

(3) Die Wassennenge hat der Grundstückseigenttimer dem 
Zweckverband nach Aufforderung fftr die abgelaufene 
Abreclinungsperiode (Kalenderjahr) innerhalb des 
folgenden Monats schriftlich anzuzeigen, sofern der 
Zweckverband oder sein Beauftragter nicht selbst 
abliest. Abzusetzende Wassenuengen sind durch 
geeichte Messeinrichtungen nachzuweisen, die der

50 % der Gebühr

100 % der Gebühr.

(1) Kleinkläranlagen sammeln und reinigen das auf dem 
Grundstück anfallende Schmulzwasser. Das gereinigte 
Wasser wird auf dem Grundstück verbracht. Die 
Grundstückseigentümer haben den nicht separierten 
Schlamm der Kleinkläranlage durch den Zweckverband 
mindestens einmal jährlich entsorgen zu lassen, sofern 
nicht durch die zuständige Genehmigungsbehörde ein 
längerer Zeitraum festgelegt wird.

(2) Für das Sammeln und die Abfuhr des nicht separierten 
Schlammes aus Kleinkläranlagen erhebt der Z.weckver- 
band vom 01.01.2001 bis zum 31.12.2001 folgende
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Gebühren:
Transportgebühr 9,86 DM pro m\
Einleitgebühr 19,05 DM pro m3
Diese werden als Gesamtgebühr in Höhe von 28,91 DM
pro m3 durch den Zweckverband erhoben.

Ab dem 01.01.2002 erhebt der Zweckverband für das 
Sammeln und die Abfuhr des nicht separierten Schlam­
mes aus Kleinkläranlagen eine Gesamtgebühr von 14,78 
6 pro m3.

(3) Gebührenmaßstab ist der abgefahrene Kubikmeter 
Schlamm.

(3) Wer den Bestimmungen dieser Sat7,ung zuwiderhandelt, 
haftet dem Zweckverband für alle ihm dadurch entste­
henden Schäden und Nachteile. Mehrere Verpflichtete 
haften als Gesamtschuldner.

§19
Anzeigepflichten

Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist dem 
Zweckverband innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 
Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die 
Berechnung der Abgabe beeinflussen, so hat der 
Abgabcnschuldncr dies dem Zweckverband unverzüglich 
anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht auch, wenn 
solche Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt 
«'erden.

§17
Abrechnung, Veranlagung und Fälligkeit

(1) Die Jahresgebühr ist nach Ablauf des Jahres auf der 
Grundlage des Jahresverbrauches zu entrichten. Sie 
kann zusammen mit anderen Abgaben angefordert 
werden. Sie wird durch Bescheid festgesetzt und ist 1 
Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig.

§20
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
im Sinne dieser Satzung

1. entgegen § 5 Abs. 1 dem Anschluss- und Benut­
zungszwang zuwiderhandelt,

2. entgegen § 5 Abs. 2 Schmutzwasser nicht der 
Saimnelgmbe zuführt oder dem Verband überlässt,

3. entgegen § 5 Abs. 3 ungeeignetes Schmutzwasser 
der Saimnelgmbe zuführt,

4. entgegen § 5 Abs. 4 die Überprüfung nicht duldet 
oder nicht unterstützt,

5. entgegen § 9 Abs. 2 die Unterlagen nicht oder nicht 
rechtzeitig einreicht oder entgegen Abs. 3 den Her- 
stellungsbegimi nicht oder nicht rechtzeitig anzeigt,

6. entgegen § 9 Abs. 5 die Mängel nicht anzeigt oder 
nicht beseitigt,

7. entgegen. § 9 Abs. 6 Grundstücksentwässerungsan­
lagen ohne Zustimmung in Betrieb nimmt,

8. entgegen § 10 Abs. 1 Zugang nicht gewährt oder 
Auskünfte nicht erteilt,

9. entgegen § 10 Abs. 3 Schäden nicht oder nicht 
rechtzeitig anzeigt,

10. entgegen § 19 den Wechsel nicht oder nicht 
rechtzeitig anzeigt oder Angaben zur Berechnung 
nicht oder nicht rechtzeitig anzeigt,

11. entgegen § 13 Stoffe in die Grundstücksentwässe- 
nmgsanlage einleitet oder einbringt,

12. den Forderungen und Auflagen des Brandenburgi- 
schen Wassergesetzes oder Forderungen ans dem 
Genehmigungsverfahren der unteren Wasserbchör- 
de nicht Folge leistet.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach dem Gesetz über 
Ordmingswidrigkeiten mit einer Geldbuße bis zu 5.000 
€ geahndet werden.

(2) Das Ordmmgswidrigkeitengesetz in der jeweils 
geltenden Fassung findet Anwendung. Zuständige 
Verwaltungsbehörde ist der Verbandsvorsteher des 
Zweckverbandes.

Dasselbe gilt für Abschlusszahlungen nach Erlöschen 
der Gebührenpflicht.

(2) Auf die Jahresgebühr «'erden drei Abschlagszahlungen 
erhoben. Die Abschläge werden jeweils in Höhe eines 
Viertels der voraussichtlichen Jahresgebühr zum 15.04., 
15.07. und 15.10. eines jeden Jahres fällig. Die Beträge 
«'erden dem Gebührenpflichtigen mit der Abrechnung 
des Vorjahres bekannt gegeben.

Die voraussichtliche Jahresgebühr berücksichtigt die 
wahrscheinliche Inanspruclmalmie der öffentlichen 
Einrichtung anhand des Verbrauches des Vorjahres.

(3) Geht der Bescheid dem Gebührenpflichtigen erst nach 
einem der genannten Fälligkeitstage zu, so ist die 
Gebührenschuld für den oder die vorangegangenen 
Fälligkeitstage innerhalb von zwei Wochen nach 
Bekanntgabe des Bescheides zu entrichten.

(4) Nicht sepaneiter Schlamm aus Kleinkläranlagen wird 
entsprechend der abgefalirenen Menge durch Bescheid 
abgerechnet und erhoben, Abs. 1 gilt entsprechend.

§18
Haftung

(1) Kann die Schmutzwasser- oder Fäkalschlammentsor­
gung wegen höherer Gewalt, extremen Wittenuigseiii- 
fliissen oder älmlicher Gründe sowie wegen behördlicher 
Anordnungen nicht oder nicht rechtzeitig durchgeführt 
«'erden, haftet der Z«'eckverband unbeschadet Abs. 2 
nicht für die hierdurch hervorgerufenen Schäden; 
unterbliebene Maßnalunen werden unverzüglich 
nachgeholt.

(2) Der Z«'eckverband haftet für etwaige Schäden, die 
unverzüglich anzuzeigen sind, für sich und seine 
Erfüllungsgehilfen - gleich aus «'elchein Rechtsgmnd, 
einschließlich unerlaubter Handlung - nur dann, wenn 
eine vertrags«'esentliche Pflicht schuldhaft verletzt wird 
oder der Schaden auf Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
zurückzuführen ist.
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dieses Gesetzes erlassen worden sind, zustande gekommen 
ist, so ist diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht 
schriftlich innerhalb eines Jahres seit der öffentlichen 
Bekanntmachung der Satzung gegenüber dem Zweckverband 
unter der Bezeiclmung der verletzten Vorschrift und der 
Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend gemacht worden ist.

Fürstenwalde, 16.07.2002 
Ort, Datum

§21
Anordnungen für den Einzelfall

Der Zweckverband kann zur Einführung der nach dieser 
Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen für den 
Einzelfall erlassen.

Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen 
Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens, gelten die 
Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes.

§22
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt zumOt.Ol.2001 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten die Satzung für die Entsorgung von 
häuslichem Abwasser und Fäkalschlamm aus abflußlo­
sen Sammelgruben und Hauskläranlagen im Zuständig­
keitsbereich des Zweckverbandes Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung Fürstenwalde und Umland vom 
20.12.1995 (veröffentlicht in der Märkischen Oderzei­
tung vom 01.08.1996), die Satzung des Zweckverbandes 
Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Fürsten­
walde und Umland über die dezentrale öffentliche 
Entsorgung von Schmutzwasser aus abflusslosen 
Sammelgruben und des nicht separierten Schlammes aus 
Kleinkläranlagen vom 20.11.2000 (Amtsblatt für den 
Landkreis Oder- Spree vom 20.08.2001 S. 24), geändert 
durch erste Änderungssatzung vom 30.05.2001 (Amts­
blatt für den Landkreis Oder- Spree vom 20.08.2001 
S. 29), die Satzung des Zweckverbandes Wasserversor­
gung und Abwasserentsorgung Fürstenwalde und 
Umland Uber die dezentrale öffentliche Entsorgung von 
Schmutzwasser aus abflusslosen Sammelgruben und des 
nicht separierten Schlammes aus Kleinkläranlagen vom 
11.12.2001 (Amtsblatt für den Landkreis Oder- Spree 
vom 19.12.2001 S. 6) sowie die Satzung des Zweckver­
bandes Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
Fürstenwalde und Umland über die dezentrale öffentli­
che Entsorgung von Schmutzwasser aus abflusslosen 
Sammelgruben und des nicht separierten Schlammes aus 
Kleinkläranlagen vom 31.01.2001 (Amtsblatt für den 
Landkreis Oder- Spree vom 22.02.2002 S. 55) außer 
Kraft.

Reim
Verbandsvorsteher

Satzung über die Erhebung von Kanalbenut- 
zutigsgebühren für die Abwasserableitung und 
behandlung (Abwassergebührensatzung - AGS)

4.)

Zwech’erband Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
Fttrstemvalde und Umland

Satzung
über die Erhebung von Kanalbenutzurigsgebiihren für die 
Abwasserableitung und -behandlung des Zweckverban­

des Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
Fürstenwalde und Umland 

(Abwassergebührensatzung - AGS)

Aufgrund §§ 5, 35 Abs. 2 Nr. 10, 15 der Gemeindeordnung 
(GO) für das Land Brandenburg in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10.10.2001 (GVB1.1 S. 154) und der 
§§ 1, 2, 4, 6 und 12 des Kommunalabgabengesetzes tiir das 
Land Brandenburg (KAG) in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 15.06.1999 (GVB1. I S. 231), geändert durch 
Gesetz zur Änderung abgabenrechtlichcr Vorschriften im 
Land Brandenburg vom 18.12.2001 (GVB1.1 S. 287), sowie 
dem Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Mai 1999 
(GVB1.1 S. 194) hat die Verbandsversammlung gern. § 9 der 
Verbandssatzung des Zweckverbandes Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung Fürstenwalde und Umland auf ihrer 
Sitzung vom 16.07.2002 folgende Satzung beschlossen:

Fürstenwalde, 16.07.2002 
Ort, Datum

Fürstenwalde, 16.07.2002 
Ort, Datum

Schröder 
Vorsitzender der 
Verbandsversammlung

Reim
Verbandsvorsteher Inhaltsverzeichnis

§1 Grundsätze

Kanalbenutzungsgebühr

Niederschlagswassergebühr

Gebührenzuschläge

Entstehung und Beendigung der

Gebührenpflicht

Gebührenpflichtige

Erhebungszeit, Veranlagung und Fälligkeit 

Auskunfts- und Duldungspflicht

§2
Bekanntmachungsanordnung §3

Die öffentliche Bekanntmachung der am 16.07.2002 
ausgefertigten Satzung des Zweckverbandes Wasserversor­
gung und Abwasserentsorgung Fürstenwalde und Umland 
über die dezentrale öffentliche Entsorgung von Schmutzwas- 
scr aus abflusslosen Sammelgruben und des nicht separierten 
Schlammes aus Kleinkläranlagen wird hiermit angeordnet.

Für den Fall, dass diese Satzung unter Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften, die in der Gemeindeord­
nung ftir das Land Brandenburg enthalten oder aufgrund

§4

§5

§6

§ 7
§8
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§9 Anzeigepflicht 

Ordnungswidrigkeiten 

Zahlungsverzug 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

b) die auf dem Grundstück gewonnene oder dem 
Grundstück sonst zugeführte Wassennenge (eben­
falls gemessen).

Hat die Wassermessung falsch oder gar nicht gezählt 
oder ist kein Wasserzähler vorhanden, so wird die 
Wassennenge vom Zweckverband oder seinem Beauf­
tragten unter Zugrundelegen des Wasserverbrauchs des 
Vorjahres und unter Berücksichtigung der begründeten 
Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt.

Die Wassennenge nach Absatz 4b) hat der 
Gebührenpflichtige dem Zweckverband für den abge­
laufenen Erhebungszeitraum von einem Kalenderjahr 
innerhalb der folgenden zwei Monate anzuzcigen. Die 
Wassennenge ist durch Wassennengemtiessung nach­
zuweisen, die der Gebührenpflichtige auf seine Kosten 
einbauen lassen muss. Der Wassennengenmesser muss 
den Bestimmungen des Eichgesetzes entsprechen. 
Wenn der Zweckverband auf solche Messeinrichtungen 
verzichtet, kamt er als Nachweis über die genutzte 
Wassennenge prüfbare Aufzeichnungen verlangen. Er 
ist berechtigt, die Wassennenge zu schätzen, wenn 
diese auf andere Weise nicht emiittelt werden kann.

7. Wassennengen, die nachweislich nicht in die öffentliche 
Abwasserentsorgungsanlage gelangt sind, werden auf 
Antrag abgesetzt, soweit sie durch eine geeichte 
Wassennengenmessung nachgewiesen werden. Garten­
zähler und sonstige Unterzähler sind gegenüber dem 
Zweckverband anzeige- und abnahmepflichtig. Der 
Antrag ist nach Ablauf des Kalenderjahres innerhalb von 
zwei Monaten beim Zweckverband oder seinem 
Beauftragten einzureichen. Für den Nachweis gilt 
Absatz 6 Satz 2 bis 4 sinngemäß.

8. Die Leistungsgebühr beträgt:

vom 01.01.1998 bis zum 31.12.2000 5,80 DM pro in3 

vom 01.01.2001 bis zum 31.12.2001 5,35 DMprom3

3,04 € pro m3

§10

§11 5.
§12

Anlage: Formblatt zur Einleitung von Niedcr- 
schlagswasser

6.§1
Grundsätze

Der Zweckverband Wasserversorgung und
Abwasserentsorgung Fürstenwalde und Umland 
betreibt Einrichtungen und Anlagen der Abwasserab­
leitung und -behandlung als eine einheitliche zentrale 
öffentliche Einrichtung (Abwasserentsorgungsanlage) 
für den Bereich seiner Mitgliedsgemeinden.

Der Zweckverband Wasserversorgung und
Abwasserentsorgung Fürstenwalde und Umland erhebt 
nach Maßgabe dieser Satzung

a) Kanalbenutzungsgebühren für die Inanspruchnahme 
der Abwasserentsorgungsanlage für die Grundstü­
cke im Verbandsgebiet, die an die zentrale Abwas­
serentsorgungsanlage angeschlossen sind oder in 
diese entwässern,

b) Niederschlagswassergebühren iur die Inanspruch­
nahme der einheitlichen zentralen öffentlichen An­
lagen der Niederschlagswasserbeseitigung soweit 
sie die Mischkanalisation betreffen,

c) Niederschlagswassergebiiliren für die Inanspruch­
nahme der einheitlichen zentralen öffentlichen An­
lagen der Niederseillagswasserbeseitigung soweit 
sie die Trennkanalisation betreffen.

1.

2.

§2
Kanalbenutzungsgebühr ab dem01.01.2002

§3Die Kanalbenutzungsgebühren werden durch den 
Zweckverband in Form von Leistungsgebühren erho­
ben.

Abweichend von Abs. 1 werden vom 01.01.1999 bis 
31.12.2001 die Kanalbenutzungsgebühren in Form von 
Grund- und Leistungsgebllhren erhoben. Die Grundge­
bühr wird dabei zur teilweisen Deckung der aus der 
Vorhaltung der Abwasserentsorgungsanlage entstehen­
den Kosten einschließlich der Verzinsung des aufge­
wendeten Kapitals und der Abschreibung erhoben.
Die Grundgebühr wird je Grundstücksanschluss an die 
Abwasserentsorgungsanlage erhoben.
Die Grundgebühr beträgt 100 DM pro Jahr.

Die Leistungsgebühr wird nach der Schmutzwasser­
menge berechnet, die im Erhebungszeitraum in die 
Abwasserentsorgungsanlage gelangt. Die Berechnungs­
einheit ist 1 m3 Schmutzwasser. Die Gebühr wird pro 
eingeleiteten m3 erhoben.

Als in die Abwasserentsorgungsanlage gelangt gelten:

a) die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten 
Wasserversorgungsanlagen zugeführte und durch 
Wassennengenmessung ennittelte Wassennenge,

1.
Niederschlagswassergebühr

Grundsätzlich ist das Niederschlagswasser gemäß § 1 
Abs. 5 der Abwasserbeseitigungssatzung vom Grund­
stückseigentümer in geeigneter Weise und schadlos auf 
dem Grundstück unterzubringen; ein Rechtsanspruch 
gegenüber dem Verband zur Beseitigung des Nieder­
schlagswassers besteht nicht.

Die Gebühr für die Einleitung von Niederschlagswasser 
der angeschlossenen Grundstücksflächen bemisst sich 
nach der bebauten, überbauten und sonstigen Grund­
stücksfläche, von der Niederschlagsw-asser unmittelbar 
oder mittelbar in die Abwasserentsorgungsanlage 
gelangt.
Die Gebühr wird pro m3 eingeleitetem Niederschlags­
wasser erhoben und berechnet sich wie folgt:

Niederschlagsabflussmenge = Abflussbeiwert x Nieder­
schlagsspende x Größe der Fläche, von der die Ablei­
tung des Niederschlagswassers erfolgt.

Der Abflussbeiwerl ist abhängig von der Art der 
Befestigung der angeschlossenen Grundstücksfläche 
und ist in dem vom Verband zur Ermittlung der ange-

1.
2.

2.

3.

4.
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schlosserten Grundstücksflächen bereitgestellten 
Formular (siehe Anlage) erläutert.

Die Niederschlagsspende wird als langjähriges Nieder­
schlagsmittel für das Gebiet des Zweckverbandes mit 
0,561 m3 pro m2 und Jahr festgelegt.
Die Größe der Fläche, von der die Ableitung erfolgt, 
wird berechnet und in m2 angegeben.

Der Gebührenpflichtige ist verpflichtet, mittels einem 
vom Zweckverband bercitgestellten Formular (siehe 
Anlage), die für die Gebührenermittlung des Nieder­
schlagswassers erforderlichen Angaben zu machen. 
Spätere gebührenrelevante Veränderungen auf dem 
Grundstück sind dem Zweckverband schriftlich anzu­
zeigen.
Der Zweckverband ist berechtigt, sämtliche Angaben 
vor Ort zu überprüfen oder durch beauftragte Dritte 
überprüfen zu lassen.

Sofern seitens des Gebührenpflichtigen keine Angaben 
erfolgen, ist der Zweckverband berechtigt, fiir die 
Berechnung der Niederschlagswassergebültr die Größe 
der angeschlossenen Grundstücksfläche zu schätzen.

Die Gebühr für die Einleitung von Niederschlagswasser 
in die Mischkanalisation beträgt:

vom 01.01.1998 bis zum 31.12.1999
2,10 DM pro m3 eingeleitetem Niederschlagswasser,

Dabei wird das Vorliegen einer Überschreitung und der Grad 
der Überschreitung nach Maßgabe des § 3 4 der Abwasserbe­
seitigungssatzung festgestellt und überwacht.

§5
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht

Die Gebührenpflicht entsteht mit der Inanspruchnahme 
der Abwasserentsorgungsanlage.

Die Leistungsgebühr entsteht mit jeder Einleitung von 
Sclmiutzwasser in die Abwasserentsorgungsanlage.

Die Grundgebühr für anschließbare Grundstücke 
entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt 
der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt. 
Als dieser Zeitpunkt gilt der Tag der Veröffentlichung 
der Fertigstellung im amtlichen Verkündungsblatt des 
Zweckverbandes.

Liegen für ein Grundstück nicht über den gesamten 
Erhebungszeitraum nach § 7 die Voraussetzungen für 
die Erhebung der Grundgebühr vor, wird diese in Höhe 
eines 360stels der Jahresgebühr für jeden Kalendertag, 
an dem diese Voraussetzungen vorliegen, erhoben.

Die Gebührenpflicht für die Grundgebühr Kanalbenut­
zung erlischt, sobald der Gnmdstücksanschluss besei­
tigt ist. Die Gebührenpflicht für die Leistungsgebühr 
endet, wemi die Zuführung von Abwasser von dem 
Grundstück in die Abwasserentsorgungsanlage auf 
Dauer endet.

Die Gebührenpflicht für die Niederschlagswasserent­
sorgung entsteht, sobald auf dem Grundstück Nieder­
schlagswasser anfällt und in die Abwasserentsor­
gungsanlage eingeleitet wird. Die Gebührenpflicht 
erlischt mit der Beendigung der Einleitung von Nieder­
schlagswasser auf Dauer; der Gebührenpflichtige ist 
hierzu nachweispflichtig.

1.

3.
2.

3.

4.

4. 5.

vom 01.01.2000 bis zum 31.12.2001
1,97 DM pro m3 eingeleitetem Niederschlagswasser, 6.

ab dem 01.01.2002
1,01 6 pro m3 eingeleitetem Niederschlagswasser.

Die Gebühr für die Einleitung von Niederschlagswasser 
in die Trennkanalisation beträgt:

§6
vom 01.01.1998 bis zum 31.12.1999
1,09 DM pro m3 eingeleitetem Niederschlagswasser,

vom 01.01.2000 bis zum 31.12.2001 
1,73 DM pro m3 eingeleitetem Niederschlagswasser,

Gebührenpflichtige

Gebührenpflichtig sind die Eigentümer oder die sonst 
dinglich Nutzungsberechtigten des Grundstückes. DeT 
Verband ist auch berechtigt, denjenigen als gebühren­
pflichtig heranzuziehen, der die mit der Abwasserent­
sorgungsaulage gebotene Leistung in Anspruch nimmt.

Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuld­
ner.

1.

ab dem 01.01.2002
1,03 € pro m3 eingeleitetem Niederschlagswasser.

Bezüglich Erhebungszeit, Veranlagung und Fälligkeit 
findet § 7 sinngemäß Anwendung.

2.5.

§7§4
Erhebungszeit, Veranlagung und FälligkeitGebührenzuschläge

Die Gebührenschuld entsteht mit Ablauf des 
Erhebungszeitraums. Erhebungszeitraum ist das 
Kalenderjahr.

1.Bei Grundstücken, von denen aufgrund gewerblicher 
oder industrieller Nutzung überdurchschnittlich stark 
verschmutztes Abwasser eingeleitet wird, werden zu 
dem Gebührensatz nach § 2 Absatz 8 Zuschläge 
erhoben. Stark verschmutztes Abwasser im Sinne von 
Satz 1 ist Abwasser, dessen Schadstoffkonzentration

odeT
400 mg/1 abfiltrierbare Stoffe überschreitet. Die 
Zuschläge werden auf die Gebültr nach § 2 Absatz 8 
erhoben und betragen bei Überschreitung mindestens 
eines der genannten Grenzwerte

um mehr als

um mehr als

Die Jahresgebühr für die Kanalbenutzung ist auf der 
Grundlage des Jahresverbrauches gemäß § 2 zu ent­
richten. Sie kann zusammen mit anderen Abgaben 
angefordert werden. Sie wird durch Bescheid festge­
setzt und ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
des Gebührenbescheides Fällig.

Auf die Jahresgebühr werden drei Abschlagszahlungen 
erhoben. Die Abschläge werden jeweils in Höhe eines 
Viertels der voraussichtlichen Jahresgebühr zum

2.

den Grenzwert 1.500 mg/1 CSBvon

3.
20% 50 % der Gebülir

100% 100 % der Gebühr.
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15.04., 15.07. und 15.10. eines jeden Jahres fällig. Die 
Beträge werden dem Gebührenpflichtigen mit der 
Abrechnung des Vorjahres bekannt gegeben.
Die voraussichtliche Jahresgebühr berücksichtigt die 
wahrscheinliche Inanspruchnahme der Abwasserentsor­
gungsanlage anhand des Verbrauches des Vorjahres.

d) seiner Mitteilungspflicht gern. § 9 Abs. 2 nicht 
nachkommt,

e) seiner Mitteilungspflicht gern. § 3 Abs. 3 Satz 1 
nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu 5.000 € geahndet werden.

Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der 
jeweiligen Fassung findet Anwendung. Zuständige 
Verwaltungsbehörde ist der Verbandsvorsteher des 
Zweckverbandes.

2.

Geht der Heranziehungsbescheid dem Gebührenpflich­
tigen erst nach einem der genannten Fälligkeitstage zu, 
so ist die Gebührenschuld für den oder die vorangegan­
genen Fälligkeitstage innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig.

4. 3.

§11
Zahlungsverzug

Rückständige Abgaben werden im Verwaltungszwangsver­
fahren eingezogen. Das Verwaltungsvollstreckungsgesetz des 
Landes in der jeweils aktuellen Fassung findet Anwendung. 
Die abgabenrechtlichen Nebenforderungen bestimmen sich 
nach Maßgabe des § 12 BbgKAG aus den anzuwendenden 
Regelungen der Abgabenordnung (AO), nach deren Maßgabe 
die Erhebung erfolgt.

§8
Auskunft«- und Duldungspflicht

Die Gebührenpflichtigen haben dem Zweckverband 
jede Auskunft zu erteilen, die ftir die Festsetzung und 
Erhebung der Gebühren erforderlich ist.

Der Zweckverband kann an Ort und Stelle ermitteln. 
Der Gebührenpflichtige hat den Beauftragten des 
Zweckverband den Zutritt zu den Mess- und Zählein­
richtungen zu gestatten, insbesondere auch das Betreten 
und Befahren des veranlagten Grundstücks zu Ermitt­
lungszwecken zu dulden. Die nach Abs. 1 zur Auskunft 
verpflichteten Personen haben dies zu ermöglichen und 
in dein erforderlichen Umfange dem Zweckverband und 
seinen Beauftragten zu helfen.

1.

2.

§12
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 01.01.1998 in Kraft.

Gleichzeitig treten die Satzung über die Erhebung von 
Beiträgen und Gebühren für Anschlüsse an das Abwas­
serkanalnetz und zur Abwasserentsorgung im Zweck­
verbandsgebiet vom 17.12.1997 (veröffentlicht in der 
Märkischen Oderzeitung vom 16.01.1998), zuletzt 
geändert durch vierte Änderungssatzung vom 
20.11.2000 (veröffentlicht in der Märkischen Oderzei­
tung vom 09./10.12.2000), die Satzung über die 
Erhebung von Kanalbenutzungsgebühren für die 
Abwasserableitung und -behandlung des Zweckver­
bandes Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
Fürstenwalde und Umland (Abwassergebührensatzung
- AGS) vom 30.05.2001 (veröffentlicht im Amtsblatt 
für den Landkreis Oder- Spree vom 20.08.2001 Sei­
te 19, berichtigt im Amtsblatt für den Landkreis Oder­
Spree vom 06.09.2001 Seite 16), zuletzt geändert durch 
erste Änderungssatzung vom 11.12.2001 (veröffentlicht 
im Amtsblatt für den Landkreis Oder- Spree vom 
19.12.2001, Seite 5) sowie die Satzung über die 
Erhebung von Kanalbenutzungsgebühren ftir die 
Abwasserableitung und -behandlung des Zweckver­
bandes Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
Fürstenwalde und Umland (Abwassergebührensatzung
- AGS) vom 31.01.2002 (veröffentlicht im Amtsblatt 
für den Landkreis OdeT- Spree vom 22.02.2002 Sei­
te 52) außer Kraft.

1.

2.

§9
Anzeigepflicht

1. Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück 
ist dem Zweckverband von dem Gebührenpflichtigen 
innerhalb von 10 Tagen schriftlich anzuzeigen. Kommt 
der Anzeigepflichtige dieser Anzeigepflicht nicht 
fristgerecht nach, haftet der bisherige Gebührenpflich­
tige mit dem neuen Gebührenpflichtigen bis zur 
Anzeige des Wechsels gesamtschuldnerisch.

2. Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die 
Berechnung der Gebühren beeinflussen, so hat der 
Gebührenpflichtige dies unverzüglich dem Zweck­
verband schriftlich anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung 
besteht ftir ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, 
geändert oder beseitigt werden.

3. Ist zu erwarten, dass sich im Laufe des Kalenderjahres 
die Abwassermenge um mehr als 50 % der Abwasser­
menge des Vorjahres erhöhen oder verringern wird, so 
hat der Gebührenpflichtige hiervon dem Zweckverband 
unverzüglich schriftlich Mitteilung zu machen.

§10
Ordnungswidrigkeiten

1. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig im Sinne dieser Satzung:

a) entgegen § 8 Abs. ldie Auskünfte verweigert oder 
verspätet abgibt,

b) entgegen § 8 Abs. 2 den Zugang zum Grundstück 
oder der Messeinrichtung verweigert,

c) entgegen § 9 Abs. 1 die Mitteilung über den 
Wechsel des Gebührenpflichtigen versäumt oder 
unterlässt,

Fürstcmvalde, 16.07.2002 Fürstenwalde, 16.07.2002

Ort, DatumOrt, Datum

Schröder 
Vorsitzender der 
Verbandsversammlung

Reim
Verbandsvorsteher
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Bekanntmachungsanordnung

Die öffentliche Bekanntmachung der am 16.07.2002 
ausgefertigten Gebührensatzung des Zweckverbandes 
Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Fürsteuwalde 
und Umland wird hiermit angeordnet.

Für den Fall, dass diese Satzung unter Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften, die in der Gemeindeord­
nung für das Land Brandenburg enthalten oder aufgrund 
dieses Gesetzes erlassen worden sind, zustande gekommen 
ist, so ist diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht 
schriftlich iimerhalb eines Jahres seit der öffentlichen 
Bekanntmachung der Satzung gegenüber dem Zweckverband 
unter der Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der 
Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend gemacht worden ist.

Fürsteuwalde, 16.07.2002 
Ort, Datum

Reim
Verbandsvorsteher
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Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Fürstenwalde und Umland

Anlage zur Satzung über die Erhebung von Kanalbenutzungsgebühren für die Abwasserableitung und -behandlung des Zweckverbandes 
Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Fürstenwalde und Umland

Einleitung von Niederschlagswasser

Objekt:
Ort Straße Hausnummer

w
cn .C

■§(0
o fl Abfluß-

beiwert
Art der Oberfläche Fläche in m2 Einleitungsmenge52 ® "E

« M.£ az

Steildach 0,561 0,95x xDachflächen
Flachdach 0,561 0,85x x

Asphaltdecken 0,561 0,90x X
Betondecken, Pflaster 
mit Fugenverguß 0,561 0,80x X
Pflaster ohneStraßen und 

Wege Fugenverguß und 
Betonplatten 0,561 0,60x x

Schotterdeckschichten 0,561 0,40x x

Sand- und Kieswege 0,561 0,20x x
teilbefestigte Flächen, Sport- und 
Spielplätze, Gleisanlagen u.dgl. 0,561 0,15x x

Park-, Garten- und Rasenflächen 0,561 0,10x x
Einleitungsmenge = Fläche x Niederschlagsmenge x AbflußbeiwertSumme

Ort, Datum Unterschrift des Kunden
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